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In allen Teilen des Reiches lesen

Tausende von Kassenangestellten

die Zeitschrift!
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Wegen voraussichtlicher Embenifung des

Geschäfts- und Kassenführers
zum Heeresdienst wird für die Dauer seiner Behinderung

ein laaliaater Vertreter gesucht
Die Kasse zählt zurzeit etwa 8000 Mitglieder. Militär¬

freie Bewerber wollen Gesuch nebst Zeugnisabschriften

unter Angabe der Gehaltsansprüche umgehend einreichen.

Es sind 3000 Mark Sicherheit erforderlich.

6uben. den 2. Oktober 1915. Der Vorstand.

Bureauvorsteher
für juristisches Bureau zum sofortigen Eintritt gesucht.

Schriftliche Angebote mit Gehaltsansprüchen und Zeugnis¬

abschriften unter J. W. 7130 befördert Annoncenexpedition
Rudolf Wosse, Berlin SW19.

Angestauter gesucht
der Verlagsgeschäfte und einfachen Schriftwechsel selb¬

ständig erledigen kann und mit der Reichsversicherungs¬

ordnung, namentlich der Rechtsprechung zur Kranken-

icherung, vertraut ist

Antritt möglichst bald. Gehalt nach Obereinkunft.

Nach einjähriger Tätigkeit Ruhegehaltsberechtigung
(bereits erworbene Ruhegehaltsansprüche können an¬

gerechnet werden).
Angebote mit Gehaltsanspruch an den

Halftrerband Deutscher Ortsfraiikenkasseii, e. V.

Dresden, Sternplatz 7.
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SteDaaRlMKla
des Verbandes

befinden sich: 1

Zentralatellennachwela:
Berlin O 27, DircfcaenatraOe 4

Ffir Besirk Ostpreußen: Gustav
Reiher, Neuhausen-Tiergarten
bei Königsberg.

Ffir Bezirk Baden und alle Ptalx:
Valentin Kober, Friedrichsfeld
t Baden, Schillerstraße 10.

Ffir Besirk Württemberg une

Hohenzolleru: Paul Dau, Stutt¬

gart, Schwabatr. 38b 1IL

Provinz Sachsen-Anhalt, Leiter:
W. Krone, Magdeburg, Hassel.
bachstraße 2, IV.

Ffir Besirk Königreich Sachsen:
Marta Beiler, Leipzig, Zeitzer
Str. 32 II (Arbeitersekretariat).
Tel. 5697.

Flr Besirk Hessen-Nassau und

Großherzogtum Heaaen: Lei-

ter: Wilhelm Fritsch, Frank¬

furt a. M-, Battonnstraße 25 IL

(Geschäftsstelle).
Berlin, Geschäftsstelle: O 27,

Dircksenstraße 4 I, Telephon:
Amt Alexander 3170.

Brealaa. Leiter: Paul Heppner,
Westendstraße 53-55.

Chemnitz, Leiter: Emil Böhme,
Zwickauer Strafle 142.

Dresden, Leiter: MartinWinkler,
Bürgerstraße 6L

Ettlingen. Leiter: Carl Stickel,
Landolinstraße 5.

Frankfurt a.M« Leiter: Wilhelm

Fritsch, Battonnstraße 25 IL

(Geschäftsstelle).
Hamburg, Geschiftastelle.Hain-
merbrookstrafle 17. Fernspr.:
Gruppe 4, 7174.

Kouigaberg L Pr- Leiter: Här¬

tung, Yorkstraße 39.

Leipzig, Leiter: Marta Beiler,
zeitzer Straße 32II (Arbeiter-
Sekretariat). TeL 5697.

Ludwigsburg, Leiter: Friedrich

Münch, Talstrsße 23.

Mannheim. Leiter: Valentin Ko-1
ber, Friedrichsfeld i. Baden,
Schillerstraße 10.

Planen I.V„ Leiter: M. Bonnann,

König-Georg-Straße 75.

Pforzheim, Leiter: H.Vöhringer,
Gr. Gerberstraße 21.

Zittau I. Sa« Leiter: Julius Böh¬

mer, Friedländerstr. 17, p.
Zwickau I. Sa.. Leiter: Kirchner,;
Allgem. Ortskrankenkasse.

tlttSßre Leser! ^eim ausbleiben oder bei verspäteter
i Lieferung einer Nummer wollen sich die

Postbezieher stets nur an den Briefträger oder die zuständige Bestell-

Postanstalt wenden. Erst wenn Nachlieferung und Aufklärung nicht in

angemessener Frist erfolgen, wende man sich unter Angabe der bereits unter¬

nommenen Schritte an unseren Verlag.
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Die Mitteilung des Aufenthaltswechsels an den

Versicherungsträger.
Von H. Mattutat, Arbeitersekretär in Stuttgart.

Die RVO. gibt auf die Frage, ob und in welchem

Umfange ein Rentenempfänger verpflichtet ist, dem

Versicherungsträger seinen Aufenthalt und dessen

jeweilige Veränderung mitzuteilen, sehr knappe
und unvollständige Auskunft. Die §§ 726, 988,
1159 und 1383 RVO. weisen den Rentenempfänger
nur darauf hin, daß, wenn er seinen Wohnort

wechselt, er bei dem für ihn zuständigen Ver¬

sicherungsträger oder bei der Postanstalt des alten

Wohnorts beantragen kann, die Zahlung seiner

Rente an die Postanstalt des neuen Wohnorts zu

überweisen. Es handelt sich also nur um eine

sogenannte KannVorschrift, die für diesen Fall

genügt, da nur die Rentenzahlung in Betracht

kommt, und das Bestreben jedes Rentenberech¬

tigten, in dem ununterbrochenen Bezug seiner

Rente zu bleiben, allein schon darauf hinwirkt,
die Rentenzahlungsstelle fortlaufend über seinen

Aufenthalt unterrichtet zu halten. Damit ist freilich

das Inte/esse des Rentenempfängers an der Be¬

kanntgabe seines Aufenthalts erschöpft; alles

weitere kann ihm ziemlich gleichgültig sein.

- Anders bei den Versicherungsträgern. Im

Interesse ihrer Geschäftsführung liegt es, jeder¬
zeit über den Rentenempfänger auf dem Lau¬

fenden zu sein, ihn zu überwachen, zur ärztlichen

Untersuchung heranzuziehen, Mitteilungen zuzu¬

stellen usw. überwiegend handelt es sich hierbei

um Maßnahmen, die ausschließlich im Interesse

des Versicherungsträgers liegen und sich gegen
den Rentenempfänger richten. Erfahrungsmäßig
entspringt hieraus für den Rentenempfänger eine

Quelle steter Beunruhigung. Welche Folgen letz¬

te nach sich zieht, zeigt die große Zahl der

• urastheniker, die zum nicht geringen Teil erst

ireh den fortgesetzten und von den Ver-

herungsträgern oft recht kleinlich geführten
ntenkampf in ihren Zustand hineingetrieben
Jrden.

Die RVO. bietet gegen diese Art Renten-

ickerei der Versicherungsträger und gegen die

'"gesetzte Beunruhigung der Rentenempfänger
nen nennenswerten Schutz. In dieser Be-

iung hat sich gegenüber den Verhältnissen

unter den alten Versicherungsgesetzen nichts ge¬
bessert. Es liegt daher für die Rentenempfänger
ziemlich nahe, den ihnen nachteiligen Maßnahmen
dadurch auszuweichen, daß sie die Versicherungs¬
träger über ihren Aufenthalt möglichst in Un¬

kenntnis lassen. Mangels einer entgegenstehenden
zwingenden Bestimmung gibt ihnen die RVO.

hierzu sogar das Recht. Nur für den Aufenthalt

der Rentenempfänger im Auslande liegen die

Verhältnisse anders. Zwar hat das Reichsversiche¬

rungsamt durch Bescheid vom 9. Februar 1889

(A. N. 1889 S. 140 Nr. 661) ausgesprochen, daß die

Rentenberechtigten verpflichtet sind, die Versiche¬

rungsträger von ihrem jeweiligen Aufenthalt in

Kenntnis zu setzen. Es stützt sich hierbei abe/-

nicht auf eine gesetzliche Bestimmung, sondern

lediglich auf die Erwägung, daß auf dem vor¬

liegenden Gebiete des öffentlichen Rechts der Be¬

rechtigte nicht durch Versäumung der nach allge¬
meinen Rechtsregeln jeder Partei obliegenden Pflicht,
den Gegner bezw. das Gericht über ihre Wohnung

fortlaufend unterrichtet zu halten, den Verpflichteten
in Nachteil verseifen darf. Infolgedessen sieht sich

auch das Reichsversicherungsamt außerstande,

den Versicherungsträgern Zwangsmittel gegen

renitente Rentenempfänger an die Hand zu geben,
wenn sie die Mitteilung ihres Aufenthalts oder

eines Aufenthaltswechsels unterlassen. Auch das

Mittel der Rentenentziehung steht ihnen für diesen

Fall nicht ohne weiteres zu. Eine Einstellung der

Rentenzahlung darf nur erfolgen, wonn die für

die Festsetzung der Rente maßgebenden Voraus¬

setzungen in Wegfall gekommen sind. Das ist

der Fall, wenn der Rentenempfänger stirbt oder

die Beeinträchtigung seiner Erwerbsfähigkeit sich

mindert oder aufhört. Außerdem aber muß die

Renteneinstellung im Wege des ordentlichen Ein¬

stellungsverfahrens erfolgen, d. h. der Versiche¬

rungsträger hat dem Rentenempfänger die Renten¬

einstellung und die dafür maßgebenden Gründe

durch schriftlichen Bescheid mitzuteilen, wogegen

letzterer die gesetzlichen Rechtsmittel anwenden

kann. Nur beim Tode des Rentenempfängers er¬

lischt der Rentenanspruch ohne alles weitere.
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Trotzdem bietet diese scheinbar günstige
Rechtslage .solchen Rentenempfängern, die sich

der zu häufigen Beunruhigung durch den Ver¬

sicherungsträger entziehen wollen und deswegen
mit der Mitteilung eines Aufenthaltswechsels zu¬

rückhalten, keinen Vorteil. Der schon erwähnte

Bescheid des Reichsversicherungsamts spricht
nämlich den Versicherungsträgern da* Recht zu,

aus der Nichtangabe des Aufenthalts durch den

Rentenempfänger wie auch aus seiner sonstigen
Renitenz gegen ihre Anordnungen die für sie gün¬

stigsten Schlüsse zu ziehen. Das bedeutet: der

Versicherungsträger kann in einem solchen Falle

ohne weitere Feststellungen annehmen, daß die

Voraussetzungen für die fernere Rentengewäh¬

rung weggefallen sind, oder mit anderen Worten,
die Anwendbarkeit der S§ «» bezw. 1304 RVO.

vorliegt und so der Einleitung des Renten¬

einstellungsverfahrens kein Hindernis im Wege
steht. Der unbekannte Aufenthalt des Renten¬

empfängers bietet für die Einleitung eines solchen

Verfahrens keine besonderen Schwierigkeiten.
Zwar ist der Versicherungsträger nach einer Ent¬

scheidung des Reichsversicherungsamts ver¬

pflichtet, Ermittelungen über den Aufenthalt des

Rentenempfängers anzustellen, ehe er zur öffent¬

lichen Zustellungdes Rentenentziehungsbescheides
schreiten darf Läßt sich aber der Aufenthalt nicht

auf dem in solchen Fällen allgemein üblichen Wege
ermitteln, so gilt die Zustellung des Bescheides

durch einen einwöchigen Aushang in den Geschäfts¬
räumen des Versicherungsträgers als erfolgt. Die

Einspruchs- oder Berufungsfrist bleibt hierbei die

gleiche wie im ordentlichen Zustellungsverfahren.
Wohl steht dem Versicherungsträger das Recht

zu, die Frist zu verlängern, keinesfalls aber darf

er sie unter einen Monat herabsetzen. Läßt der

Rentenempfänger diese Frist verstreichen, so wird

die Renteneinstellung rechtskräftig und die Rente

kommt damit in Wegfall.
Die Sachlage gilt sowohl für den Aufenthalt

im Inlande wie im Auslande. Selbstverständlich

braucht der Versicherungsträger bei unbekanntem

Aufenthalt des Rentenempfängers nicht gleich
mit der Renteneinstellung vorzugehen. Es liegt
das ganz in seiner Hand, doch lassen sioh die

Versicherungsträger solche Gelegenheit selten

entgehen. Neben der Renteneinstellung kommt

für den Aufenthalt im Auslande das Ruhen der

Rente in Betracht Nach den §§ 6!5, 955 und

1116 RVO. ruht eine Unfallrente, wenn der renten*

berechtigte Inländer es im Auslande unterläßt,
der zuständigen Genossenschaft seinen Aufenthalt
mitzuteilen oder sich auf Verlangen des Ver¬

sicherungsträgers von Zeit zu Zeit bei dem zu¬

ständigen Konsul oder einer ihm bezeichneten
anderen deutschen Behörde vorzustellen. Nur

insoweit der Berechtigte nachweist, daß er ohne

Verschulden die vorgeschriebene Mitteilung oder

Vorstellung unterlassen hat, lebt das Recht auf
die Rente wieder auf. Auch das Ruhen der Rente
kann nicht stillschweigend eintreten, sondern ist

dem Rentenberechtigten durch schriftlichen Be¬
scheid zur Kenntnis zu bringen, der in der

gleichen Weise wie bei der Renteneinstellung
angefochten werden kann. Die Nichterhebung
der Rente zur Zeit ihrer Fälligkeit hat denn
auch für den Rentenberechtigten keine weiteren

Rechtsnachteile zur Folge, der nicht erhobene

Betrag muß vielmehr bei späterer Einforderung
nachbezahlt werden. Hierbei ist nur darauf auf¬
merk i.im zu machen, daß für ruckständige, d. h.
nicht erhobene Renten nach § 197 BGB eine vier¬

jährige Verjährungsfrist in Betracht kommt.

Um Mißverständnisse zu vermeiden, sei neb-

bei bemerkt, daß für Ausländer, solange sie -

freiwillig für gewöhnlich im Auslande anfhal*

die Unfallrente auch dann ruht, wenn ihr Aufp

halt bekannt ist Das gleiche trifft für alle Ren>»

bezugsberechtigten der Invalidenversicherung
für die Unterstützungsberechtigten der Krank

Versicherung nur dann, wenn sie sich nach Eintr r>

des Versicherungsfalles freiwilligohne Zustimm .

des Kassenvorstandes ins Ausland begeben. F r

die vom Bundesrat gemäß §§ 596 und 615 RV* >

festgesetzten ausländischen Grenzgebiete fini^n
die Bestimmungen über das Ruhen der Re

keine Anwendung.
Wie sich aus dieser Sachlage ergibt, sind : -

aus der Nichtbekanntgabe des Aufenthalts ,

ergebenden Vorteile für den Rentenempfan,
sehr zweifelhafter Natur- Es bleibt ihm daher

nichts anderes übrig, als die nun einmal mit dem

bestehenden Versicherungssystem verbunden

Belästigungen zu ertragen und den Versicherung
träger über seinen Aufenthalt fortlaufend /

orientieren. In bezug hierauf kann er seih

verständlich beanspruchen, daß man ihn nicht ».-

nötig belästigt und hinsichtlich der Bekanntgab
seines Aufenthalts keine unbilligen Anforderung¬
stellt Unbillige Anforderungen wären es ah

wenn z. B. ein Monteur genötigt würde, je

durch die Betriebstätigkeit erforderliche Aufenr

haltsänderung dem Versicherungsträger mit

zuteilen. Hierzu liegt auch gar keine Veranlass,

vor. Der Versicherungsträger hat nur Anspri;
darauf, sich mit dem Rentenempfänger ohne üo* r

flüssigen Zeitverlust und besondere Umstände

Verbindung setzen zu können. Für diesen Z*e. *

genügt bei häufigem AufenthaltsWechsel <!••

Rentenempfängers die Angabe einer Stelle, <i

ihm die Mitteilungen des Versicherungsträger
übermittelt. Nicht erforderlich ist hierbei, da;J

der Rentenemfänger auch am Orte der Ve

mittelungsstelle wohnt oder sich sonst aufhat

Aus dem gleichen Grunde genügt bei wechselnden-

Aufenthalt des Rentenempfängers die Angatv
desjenigen Ortes, wo er seinen standigen Wm
sitz hat. Es muß aber auch hier die Voraussetzung
erfüllt sein, daß dorthin gerichtete Zustellungen
den Rentenempfänger innerhalb kurzer Ze

erreichen und keine unnötige Verzögerung od-

Fristen Überschreitung stattfindet. Kommt ei

längerer Aufenthalt in Frage, der die Inanspmet
nähme eines ständigen Logis und die polizeilich-
Anmeldung notwendig macht, so ist in jede
Falle dem Versicherungsträger neben dem Wohn- »r

auch der vorübergehendeAufenthaltsort anzugeber
Das Reichsversicherungsamt stellt sich in diev

Beziehung auf den Standpunkt, daß jedes langer
nicht zufällige Verweilen in einem Orte ein»

neuen Wohnort begründe, und es hat in ein

Entscheidung rrogar den Aufenthalt in ein«

Krankenhause hierfür als genügend eracht.
In einem anderen Falle wies das Reichsv

sicherungsamt den Anspruch eines Verletzten .

Reisekostenersatz zurück, weil er seinen Arbeits«
an dem er während der Woche auch ein Log
besaß, der Berufsgenossenschaft nicht mitgere
hatte. Diese Auffassung stimmt nicht ganz
der über Wohn- und Aufenthaltsort in den Kres-
der Versicherten herrschenden Auffassung ülv

ein, erforderr aber Berücksichtigung. Um sich

Schädigungen zu hüten, ist deshalb den V

sicherten zu empfehlen, die Bekanntgabe ihr

jeweiligen Wohnort- bezw. Aufenthaitsortwech.-
an den Versicherungsträger auch in zweifelhaf
Fällen rechtzeitig vorzunehmen.

QQO
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Grundsätzliche Entscheidungen des Reichs

versicherungsamts.
Von Gustav Hod>. Hanau a. M.

Vm der Vffrtritouf der Bcitritje
Nach § 398 RVO. haben die Arbeitgeber die

rage für ihre Versicherungspflichtigen an den

_^n einzuzahlen, die in der Satzung bestimmt

Steht aber der Versicherte gleichzeitig in

-.reren versicherungspflichtigen Arbeitsverhält-

, nt dann gilt § 396 RVO.:

Die Arbeitgeber haften als Gesamtschuldner

r die vollen Beitrage.
Auf Antrag eines der Arbeitgeber verteilt

las Versicherungsamt die Beitrage.
Eine AufWärterin ist an jedem Tage in zwei

¦Üen, zuerst bei dem einen Arbeitgeber, und

:ann bei einem zweiten, als AufWärterin beschäf-
* Der eine Arbeitgeber machte von der zweiten

rimmung des § 396 Gebrauch: er veranlaßte,
w das Versicherungsamt feststellte, welchen

ler Beiträge erf und welchen Teil der andere

• rbeitgeber zu bezahlen hat. Trotzdem verlangte
ortskrankenkasse, in der die AufWärterin ver-

nert ist, von diesem Arbeitgeber nicht nur den

\ .i ihn entfallenden Teil des Beitrags, sondern

: n ganzen Beitrag, und wollte es diesem Arbeit-

.

ner überlassen, von dem anderen Arbeitgeber
ien Beitragsteil einzuziehen,den der andere Arbeit-

gebet nach der Verteilung zu bezahlen hat.

Ob dieses Vorgeben der Ortskrankenkasse

-"echtigt ist, darüber bestand Meinungsver-
:edenheit.

Die Reichsversicherungsordnung sagt hierüber

nichts. Auch aus der Entstehungsgeschichte der

•r in Betracht kommenden Bestimmungen ergibt
h kein Anhalt für die Beantwortung der Frage.
In den „Monatsblättern für Arbeiterversiche¬

rung44, die von Mitgliedern des Reiehsversiche-

injsamts herausgegeben werden, wird In Nr. 1

Jahrgangs 1913 Seite 9 ausgeführt: Die Ver¬

eng der Beiträge nach § 398 Abs. 2 bezieht

h, da die Arbeitgeber gegenüber der Kasse als

-amtschuldner für die vollen Beiträge haften

•?rgl. § 421 BGB.), nur auf das Verhältnis der

\~bv\tqeber zueinander. Soweit ein Arbeitgeber
vollen Beiträge zahlt, kann er von den anderen

Zeitgebern verlangen, daß sie ihm ihre Teile

«ien Beiträgen erstatten.

im vorigen Jahre machte dann auch eine Orts-

:nkenkasse in einer Eingabe an das zuständige
-rsicherungsamt: die Auffassung geltend, daß die

rteilung der Beiträge durch das Versicherungs-
- keinen F.fnfluß auf die Beitragserftefran^r hat.
* \rbeitgeber haften der Kasse in den Fällen

$ 396 als Gesamtschuldner für die vollen Bei¬

ige. Es steht also im Belieben der Kasse, von

khem der Arbeitgeber sie die gesamten Bei-

Hje fordern will. Die Kasse berief sich hierfür

nfalls auf § 421 BGB.:

Schulden mehrere eine Leistung in der

A'eise, daß jeder die ganze Leistung zu be¬

wirken verpflichtet, der Gläubiger aber nur

•mmal zu fordern berechtigt ist (Gesamtschuld¬

er), so kann der Gläubiger die Leistung nach

einem Belieben von jedem der Schuldner ganz
der zu einem Teile fordern. Bis zur Bewirkung
ier ganzen Leistung bleiben sämtliche Schuldner

erpflichret.
Es ist fährt dann die Kasse in ihrer Ein-

t'*e fort — der Zweck des Gesetzes gewesen.

den Kassen die kleinliche Verteilung der Beitrage
abzunehmen. Schließlich berief sich die Kasse

darauf, daß in den Kommentaren von Hahn und
Hoffmann dieselbe Ansieht vertreten wird.

Der Vorsitzende des Versicherungsamts konnte
aber die Darlegungen der Kasse ni^ht als berech¬

tigt anerkennen. Er erwiderte vielmehr: Der

Grund, daß § 421 BGB. es in das Belieben der
Kasse stellt, von welchem der Arbeitgeber sie die

gesamten Beitrage fordern will, dürfte nicht stich¬

haltig sein. Denn der zweite Satz des $ 396 über
die Verteilung der Beitrage ist eine Sondervor¬

schrift, die hierfür allein — also unter Ausschluß
des § 421 BGB. — maßgebend sein muß. Die

Annahme dagegen, daß den Kassen „eine der¬

artige kleinliche Verteilung der Beitrage" abzu¬
nehmen sei, ist insofern unrichtig, als es der Kasse
bei der Beitragsberechnung durchaus keine Mehr¬

arbeit macht, den anteiligen Wochenbeitrag an

Stelle des vollen Wochenbeitrages bei der Monats¬

rechnung zu berücksichtigen. Die Verteilung der

Beiträge nach § 396 Satz 2 RVO. wirkt auch gegen
die Kasse, da die Verteilung sonst bedeutungslos
wäre, und der Arbeitgeber, den die Kasse für die

vollen Beitrage in Anspruch nimmt, gezwungen
wäre, sich im Wege des Zivilprozesses bei den

übrigen Arbeitgebern schadlos zu halten. Arbeiter-

Versorgung 1914, Seite 268.)
Diese Auffassung blieb nicht ohne Wider¬

spruch; jedoch schloß sich das Versicherungsamt
Berlin in seiner Entscheidung vom 9. Juni 1914

ihr an (Arbeiter-Versorgung 1914, Seite 473 -474)
Dabei stützte es sich sowohl auf den Wortlaut

des § 396 Abs.2 RVO.als auch auf Billigkeitsgründe:
In letzter Beziehung heißt es in der Begründung:
Es würde unbillig sein, wenn ein Art>eitgeber,
für den sich oft durch die Tätigkeit des Ver¬

sicherten bei dem anderen Arbeitgeber eine höhere

Beitragsstufe ergeben wird, nicht nur seinen Anteil

an diesen höheren Beiträgen zu zahlen hatte,

wodurch er schon mehr zahlen kann, als wenn

der Versicherte nur bei ihm beschäftigt wäre,
sondern sogar für das Ganze verantwortlich wäre.

Es wäre eine nicht zu rechtfertigende Härte, wenn

ein Arbeitgeber, der den Versicherten nur in

geringem L'mfange beschäftigt, aber am zahlungs¬
fähigsten ist, die Beiträge für sämtliche Arbeit¬

geber mitbezahlen müßte. Man denke an den

Fall, d3tQ bei einem Klavierlehrer, der kranken-

versicherungspflichtig und bei zahlreichen .Schülern

fest, also nicht unständig beschäftigt ist, und der

dadurch in eine hohe Beirragskiasse kommt, ein

einziger Schüler als Arbeitgeber des Lehrers für

die hohen Beiträge haften und dem e^ d^nn über¬

lassen bleiben sollte, von den viele anderen

Schülern des Lehrer* Ersatz zu fordern.

Die Regelung, daß die Kasse nur den r*r-

teilten Betrag von den einzelnen Arbeitgebern
einzuziehen hat, ist daher die zweckmäßigste: die

geringe Mehrbelastung der Ka.s.se ,tehr nicht im

Einklang mit der im anderen Falle außerordent¬

lichen Mehrbelastung einzelner Arbeitgeber.
Die aus der gegenteiligen Auffassung sich er¬

gebende Folgerung, daß dem Arbeitgeber, dem

ein anderer Arbeitgeber den auf diesen fallenden

Beirragsteil nicht erstattet, nur die Klage vor dem

ordentlichen Gericht übrig bleibe, zeigt, zu welchen
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Weiterungen und Unannehmlichkeiten für die Be¬

ledigten die Auffassung nötigt, daß § 396 Abs. 2

RVO. nicht auch den Anspruch der Kasse an den

einzelnen Arbeitgeber beschränkt. Die Kasse da¬

gegen hat infolge der Verteilung der Beiträge

auf die einzelnen Arbeitgeber sehr wenig Weite¬

rungen, da sie ihre Eeitragsforderungen nach

p 2H RVO. jederzeit sofort vollstrecken kann.

Femer würde die gegenteilige Ansicht die Folge
haben: Die Kasse wäre berechtigt, einen Arbeit¬

geber, der von den zahlreichen anderen Arbeits¬

verhältnissen des Versicherten gar nichts wußte,

plötzlich nachträglich für die ganze nicht verjährte

Zeit, also unter Umständen für fast drei Jahre,

haftbar zu machen. Dal/ei könnte es sich um

einen größeren Betrag, um Hunderte von Mark,

handeln, die dieser Arbeitgeber niemals erstattet

bekäme. Auch gegen diese Entscheidung ver¬

stummte der Widerspruch nicht

Am 14. November v. J. hat nun das Reichs-

versicherungsamt den Fall mit der Aufwärterin zu

entscheiden gehabt, und seine Entscheidung ist

als grundsätzliche Entscheidung veröffentlicht

worden (A. N 1915, Seite 379 3H0 Ziff. 1975). Das

Reichsversicherungsamt schloß sich im wesent¬

lichen den Gründen des Versicherungsamts Berlin

an. Dabei wird hervorgehoben: Allerdings hat

sich die Literatur überwiegend auf den entgegen¬

gesetzten Standpunkt gestellt. Diese Auffassung

trägt aber nicht ausreichend den Bedürfnissen

des Lebens Rechnung. Das Reichsversicherungs¬
amt gab zu, daß gegenüber dem bisherigen Rechts¬

zustand eine gewisse Mehrarbeit den Kassen er¬

wächst, wenn sie von jedem einzelnen Arbeitgeber
den festgestellten Beitragsteil einzuziehen haben.

Diese Mehrarbeit kann indessen gegenüber der

großen Erleichterung, die den Arbeitgebern und

v ersicherten der Wegfall der Gesamthaftung ge¬

währt, nicht ausschlaggebend sein. Aufgabe einer

Gesetzgebung, die den Bedürfnissen des Lebens

Rechnung tragt, ist, die notwendigen Verpflich
tungen aus der Arbeiterversicherung den Arbeit¬

gebern raoglicnst erträglich zu machen. Für die

Arbeitgeber führt die Gesamthaftung zu empfind¬
lichen Härten. Auch die Versicherten würden

benachteiligt sein. Jeder Arbeitgeber wäre be¬

rechtigt, den ganzen, auf alle Arbeitsverhältnisse

zusammen entfallenden Beitragsteil des Ver¬

sicherten einzubehalten, auch wenn er ihn regel¬
mäßig nur kurze Zeit beschäftigt. Denn der ein¬

zelne Arbeitgeber weiß nicht, ob nicht gerade er

von der Krankenkasse zur Zahlung des ganzen

Beitrags angehalten wird Der Versicherte müßte

«ich also gefallen lassen, daß sein ganzer Beitrags¬
teil von iedem seiner Arbeitgeber einbebalten

wird. Er konnte erst, nachdem die Krankenkasse

einen seiner Arbeitgeber in Anspruch genommen
hat, von den anderen Arbeitgebern seinen nun¬

mehr zu Unrecht einbehaltenen Beitragsteil zurück¬

fordern. Diese Entscheidung des keicfisver-

sicherungsamts ist als ein Fortschritt zu begrüßen.

Sftt^tmordattrsiidi um. Krankengeld
Ein Schlosser beging zusammen mit seiner

Geliebten einen Selbstmordversuch. Hierbei zog
er sich eine Verletzung zu, die ihn erwerbsunfähig
krank machte. Er war in einer Betriebskranken¬
kasse versichert. Die Kasse verweigerte das

Krankengeld. Sie hatte von der Befugnis des

$ 192,2 RVO. Gebrauch gemacht und in der Satzung
das Krankengeld den Mitgliedern versagt, die sich
eine Krankheit vorsätzlich zugezogen haben. Die
Kasse war der Ansicht, daß sich der Schlosser
seine Verletzung und damit seine Krankheit durch

den Selbstmordversuch vorsätzlich zugezogen habe.
Diese Auffassung ist vom Reichsversicherungsa:
in einer Entscheidung vom IL Jan. 1915 (A. N. 191 \

S. 426 Z. 1988) als nicht zutreffend anerkannt word *

Das Reichsversicherungsamt hat selbst herv

gehoben, daß die gleichlautende Bestimmung d*->

früheren Krankenversicherungsgesetzes von d<

damals zuständigen Königlich Preußischen Ober¬

verwaltungsgericht anders ausgelegt worden ist.

Nach dieser Auslegung war unter „vorsätzlich

soviel wie „absichtlich- zu verstehen. Demna< r

war die Verweigerung des Krankengeldes nur

dann zulässig, wenn die Absicht des Versicherten

darauf gerichtet war, sich die Krankheit zuzuziehe r.

Dies ist bei einem Selbstmordversuch nur dann

der Fall, wenn der Versicherte gewußt hat oder

hat wissen müssen, daß sein Selbstmordversuch

nicht unmittelbar den Tod, sondern überhaupt
oder zunächst eine Erkrankung zur Folge haben

würde. Hat aber der Versicherte durch seinen

Selbstmordversuch unmittelbar den Tod herbei

führen wollen, dann kann von einer vorsätzlich

herbeigeführten Krankheit keine Rede sein, und

das Krankengeld darf nicht verweigert werden.

Das Reichsversicherungsamt dagegen gm\i
wie schon in früheren Entscheidungen über

das InvalidenVersicherungsgesetz — davon aus,

daß die Begriffe „Vorsatz** und „Absicht4* in der

Arbeiterversicherung im wesentlichen nicht anders

auszulegen sind, als auf dem Gebiete des Straf¬

rechts und des Bürgerlichen Rechts. „Absicht"
bedeutet die Richtung des Willens auf ein be¬

stimmtes Ziel, welches erreicht werden soll. Sie

geht somit weiter als der „Vorsatz", der auch die

Tatumstände und Ereignisse umfaßt, die der Täter

zwar nicht als sein Endziel beabsichtigt, wohl aber

zur Erreichung des von ihm beabsichtigten Er¬

folges in seinen Willens- und Vorstellungsbereich
mit aufgenommen hat. Der Selbstmörder weiß

und hält sich vor Augen, daß er, um sein Vor¬

haben zu erreichen, die Unversehrtheit seines

Körpers angreifen muß. Wer sich selbst töten

will, hat mit Notwendigkeit auch den Vorsatz,
sich körperlich zu verletzen. Dies muß zur Ver¬

weigerung des Krankengeldes genügen. Die Wohl¬

taten der Arbeiterversicherung sollen solchen Per¬

sonen zugute kommen, deren Kräfte durch jahre¬
lange Arbeit aufgebraucht sind, oder die in ihrer

Gesundheit durch die Gefahren des Arbeiterlebens

Schaden erlitten oder sonst durch ihre Arbeits¬

tätigkeit Anspruch auf Schutz gegen Krankheit
und Not erworben haben. Das Empfinden der

beteiligten Kreise würde mit Recht verletzt wer

den, wenn auch solchen Personen die Fürsorge
zugewendet werden sollte, die im Zurechnung
fähigen Zustande versucht haben, sich durch Selbst
mord Jen Anforderungen des Lebens zu ent

ziehen. Zu einem anderen Ergebnis würde man

nur dann gelangen können, wenn der Versichert*
steh bei seinem Selbstmordversuch im Zustand der

Unzurechnungsfähigkeit befunden hätte.

Diese Entscheidung hat in den „Amtliche.
Nachrichten** die Überschrift: „Eine Krankheit, di<

ein Versichertersich bei einem Selbstmordversuch*

zugezogen hat, ist als vorsätzlich herbeigefühi
im Sinne des § 192 RVO. anzusehen.**

Diese Überschrift wird in der Regel aller

angeführt. Sie muß zu der Auffassung verleitet:
als ob der Grundsatz bei allen derartigen Fälle

maßgebend ist. Das ist aber nicht richtig, da \

sich nur auf die Fälle bezieht, in denen der Vei

sicherte sich bei seinem Selbstmordversuch i

zurechnungsfähigen Zustande befand. Das wird r

vielen Fällen ausgeschlossen sein.

CCD
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Die Allgemeine Ortskrankenkasse für die Stadt Leipzig
im Jahre 1014.

Von Gustav Albert Dietze in Leipzig.
In der Geschichte der deutschen SozialVer¬

zierung wird das Jahr 1914 allzeit als eines
ier bedeutungsvollsten zu gelten haben, brachte
s doch mit seinem Beginn all die großen und

? inschneidenden Änderungen, die durch das In-
k rafttreten des 2. Buches der RVO. bedingt wurden.
Während die Änderungen besonders hinsichtlich
ier Organisation in den übrigen Versicherungs-
/weigen weniger wesentlich waren, hat die
Krankenversicherung, dieser wichtigste Zweig
ier Reichsv.?rsicherung, so viele Neuerungen er-

rahren, daß eine fast völlige Umgestaltung der
Versicherungsträger notwendig wurde. Dann
.am der Weltkrieg, der die Neubildungen der
Krankenversicherung vor ganz schwierige Auf¬
gaben stellte.

Es ist nun interessant, an Hand des Ge¬
schäftsberichts einer der schon länger bestehen¬
den größten Kassen des Reichs, der Allgemeinen
Ortskrankenkasse für die Stadt Leipzig, die Ent¬
wicklung dieser Verhältnisse zu betrachten und
hre praktische Einwirkung kennen zu lernen.

Diese Kasse hatte von vornherein mit mancher¬
lei besonderen Schwierigkeiten zu kämpfen. Mit
dem 1. Januar 1914 mußten 19000 Mitglieder aus
der Kasse ausscheiden« weil deren Beschäftigung
m Orten erfolgte, die nicht zum Bezirke des
Versicherungsamts der Stadt Leipzig gehörten.
Das Bestreben, die Ortskrankenkasse für
Leipzig und Umgegend in ihrem seitherigen
l'mfange dem neuen Rechte entsprechend aus¬

zugestalten, scheiterte an dem Widerspruch
der Amtshauptmannschaft Leipzig, welche auch
in den Entscheidungen des Ministeriums des
Innern obsiegte. Hieraus hat sich ein lang¬
wieriger Streit wegen der Vermögensauseinander-
^tzung entsponnen, in dem die Kasse verurteilt
wurde, einen erheblichen Teil ihres Vermögens
an die Ortskrankenkasse Leipzig-Land abzuführen.
Hiervon sind 250000 Mk. bereits ausgezahlt
worden, während über den Rest von 232000 Mk.
noch Differenzen bestehen.

Neben dieser Änderung des Kassenbezirks
• rächte die neue Satzung Ausgestaltung der
Bei tragsklassen und der Leistungen. Durch Er¬
höhung des Grundlohnes auf 6 Mk. war die Mög¬
lichkeit gegeben, die höheren Verdienste stärker
zu den Beiträgen heranzuziehen. Die Dauer der
Krankenhilfe wurde auf 40 Wochen erweitert,
auch wurde Krankengeld allgemein für Sonn-
und Feiertage gewährt. Im übrigen blieben die
Mehrleistungen wie bisher bestehen. Durch das
\otgesetz vom 4. August 1914 war wiederum
-ine Änderung der Beiträge und Leistungen be¬
dingt. Anstatt 4 Hundertstel des Grundlohnes
kamen 41 * Hundertstel zur Einhebung. Die
Krankenhilfe mußte auf 26 Wochen verkürzt
werden, für Sonn- und Feiertage kam das
Krankengeld in Wegfall. Von den sonstigen
Mehrleistungen blieben mit Genehmigung des

'-rsicherungsamts insbesondere die Gewährung
»on Familienhilfe in Form von ärztlicher Be¬
handlung und freier Arznei bestehen, auch durfte
Mausgeld in Höhe von */• des Krankengeldes
vitergezahlt werden. Erweitert wurde im Laufe

j - Jahres der Wirkungskreis der Kasse durch
lie Verordnungen über Kriegswochenhilfe. Das

diesen Verordnungen vorgesehene Stillgeld

wird auf ärztliche Bescheinigung gezahlt, die sich
die Wöchnerinnen unentgeltlich in den errich¬
teten Mütterberatungsstellen beschaffen können.
Welchen gewaltigen Umfang die Kriegswochen¬
hilfe angenommen hat, geht daraus hervor, daß
wöchentlich 1000 laufende Fälle zu erledigen
sind, wodurch der Kasse eine durchschnittliche
wöchentliche Ausgabe von 9000 Mk. erwächst,
wovon das Reich etwa 6000 Mk. zurückzuerstatten
hat. Das Gesetz, betreffend die Erhaltung der
Anwartschaften, hatte für die Kasse insofern
große Bedeutung, als der Rat der Stadt Leipzig
für sämtliche in Leipzig wohnhaften, zu den
Fahnen einberufenen Kassenmitglieder die frei¬
willige Mitgliedschaft erklärte und sich auch zur

Zahlung der Beiträge verpflichtete. Diese Ver¬
pflichtung bestand bis Ende Dezember 1914.
Vom Rat der Stadt sind für 9876 freiwillige Mit¬
glieder 103414,44 Mk. gezahlt worden. Vom
4. Januar 1915 ab hat die Zahlung durch die Mit¬
glieder oder deren Angehörige seiest zu er¬

folgen.
Um aber auch die Familienangehörigen solcher

Kriegsteilnehmer, die nicht freiwillige Mitglieder
sind, nicht ohne Fürsorge zu lassen, vermittelt
die Kasse gegen Vorlegung eines Nachweises
vom Kriegsunterstützungsamt unentgeltliche ärzt¬
liche Hilfe und freie Arznei. Diese Fürsorge
wird auch Angehörigen solcher Kriegsteilnehmer
zuteil, die vorher nicht Mitglied der Kasse ge¬
wesen sind.

Die Allgemeine Ortskrankenkasse für die
Stadt Leipzig ist bekanntlich eine von den Kassen,
welche mit einem Zwangsvorsitzenden beglückt
worden sind. Dieser, Herr Professor Dr. jur.
Wörner, war beim Kriegsausbruch sofort zum

Heere einberufen worden. Nun wurde die Frage
aufgeworfen, ob das Versicherungsamt einen
anderen Vorsitzenden bestellen werde. Darauf
ging vom Versicherungsamt eine Verfügung ein,
welche besagte:

„Herr Prof. Dr. Wörner wird bis auf weiteres
in der Stellung als Vorsitzender belassen, erhält
aber vom 1. September d. Js. ab nur ein Gehalt
von 725 Mk. monatlich (sonst 6000 Mk. pro Jahr).

Herr Prof. Dr. Wörner hat, wie wir selbst,
den Wunsch, sich nach seiner Rückkehr den
Geschäften der Ortskrankenkasse wieder zu

widmen.4*

Die Mehrheit des Kassenvorstandes war hier¬
mit aber nicht einverstanden, sondern legte Be¬
schwerde beim Königlichen Oberversicherungs¬
amt ein, welche aber ein anderes Ergebnis nicht
erzielte. Nun versuchte der Vorstand die Sache
von einer anderen Seite anzufassen. Er setzte
auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung die
Wahl eines Kassenvorsitzenden. Diese scheiterte
aber an dem Widerstand der Arbeitgeberbeisitzer,
trotzdem die Arbeitnehmervertreter bereit waren,
jeden Vorschlag der Arbeitgeber anzunehmen.
Daraufhin erfolgte Beschwerde und weitere Be¬
schwerde, die erfolglos blieben. Die Entscheidung
des Oberversicherungsamts enthielt dabei den
Vermerk, daß ein weiteres Rechtsmittel nicht
mehr zulässig sei. Hiergegen legte der Kassen¬
vorstand Aufsichtsbeschwerde beim Ministerium
des Innern ein. Dies hatte den Erfolg, daß wohl
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das weitere Hechtsmittel zugestanden wurde, im

übrigen sich aber an der Sache seihst nichts

änderte.

Mehrfach haben sich auch sonst noch Mei¬

nungsverschiedenheiten innerhalb des Vorstandes

geltend gemacht, über die dann die Versicherungs-

behörden zu entscheiden hatten, so wegen der

Getchifttverteilung im Vorstand, der Zuziehung

des Ausschußvorsitzenden zu den Vorstands-

Sitzungen und dergl. Auch über die Dienst¬

ordnung konnte eine Einigung innerhalb der

Organe der Kasse nicht erzielt werden, so daß

das Oberversicherungsamt das Wesentliche ZU be¬

stimmen hatte. Nach Kriegsausbruch hatte der

Vorstand Stellung zu nehmen zur Frage der Ge¬

haltszahlung an die eingezogenen Angestellton.
Er beschloß, bis auf weiteres die Hälfte ihres Ge¬

halts weiterzuzahlen. (iegen diese Regelung
erhob aber ein Kassenangestellter Beschwerde.

Er verlangte Weiterzahlung dos vollen Gehalts.

Wie den Lesern unserer Zeitschrift aus der ab¬

gedruckten Entscheidung bekannt geworden ist,

wurde die Kasse auch verurteilt, 6 Monate lang

das volle Gehalt zu zahlen. Dies hatte zur Folge,
daß die Bezieher nicht als bedürftig angesehen
werden konnten und ihnen nun die bezogene
Kriegsunterstützung von dem nachzuzahlenden

Betrag gekürzt werden mußte. Ein weiterer

Streit zwischen Vorstand und Angestellten drehte

sich um die Krage der Weiterversicherung gemäß

§ 313 RVO. Auch hierbei unterlag der Vor¬

stand. Die Pensionsvorsicherung der Angostollton
war seit dem Inkrafttreten dos Angestellten-

versiehorungsgesetzes noch schwebend. Durch

Beitritt zur sächsischen Ruhegehaltskas.se hat

diese Angelegenheit inzwischen Erledigung ge¬

funden.

Geradezu unerträgliche Zustände haben sich

in Leipzig auf dem (Jebiote der Dienstboten-

versicherung herausgebildet. Zur Mitgliedschaft
wurden 5441 Dienstboten gemeldet. Anträge auf

Befreiung nach £§ 418, 435 RVO. gingen von

H756 Dienstherrschaften ein. f!45fi Anträge» fanden

Berücksichtigung, in 1600 Fallen wurde Be¬

freiung von «lem Vermögensnachweise und

Stellung einer Kaution abhängig gemacht In

700 Fällen mußte Befreiung abgelehnt werden,

weil es sich nicht um Dienstboten handelte. Hin

Verein der Dienstherrschaften für Krankheit*-

kostenentschädigung beansprucht nun für seine

Mitglieder das Recht, daß ihren Befreiuugsanträgen
ohne weiteres auf Grund der Versicherung bei

dem genannten Verein stattgegeben werden muß.

Nachdem ursprünglich die Versicherungsbehörden
den Standpunkt der Kasse geteilt haben, wonach

jeder einzelne Arbeitgebor einen Nachweis über

seine Leistungsfähigkeit zu führen hat, soll nun

die Leistungsfähigkeit durch die Mitgliedschaft
bei jenem Verein ohne weiteres anerkannt werden,

weil der Verein 30000 Mk. Kaution beim Ver¬

sicherungsamt hinterlegt hat. Dabei werden in

den ergangenen Entscheidungen die gegebenen
Unterschiede zwischen Dienstboten und Haus¬

angestellten in gehobener Stellung vollständig
verwischt und solche von den Versicherungs¬
behörden einfach als Dienstboten für befreiungs¬
fähig erklart. Wegen dieser unerfreulichen Ent¬

wicklung der Rechtsprechung in Dienstboten¬

angelegenheiten ist beim Ministerium des Innern

Aufsicrtsbeschwerde erhoben worden. Die Ent¬

scheidung hierüber steht noch aus.

Die Kasse hat sich auch im Berichtsjahre an

einer ganzen Anzahl gemeinnütziger Bestrebungen
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beteiligt und die Versammlungen der Ortskrankon

kassen in Meißen und Darmstadt beschickt, worfibe

im Geschäftsbericht eingehend berichtet wird

Ferner beteiligte sich die Kasse an der Sonder

ausstellung der deutschen Arbeiterversicherung
auf der Weltausstellung für Buchgewerbe und

Graphik.
Die Organe der Kasse erledigten ihre Aul

gaben in 6 Ausschuß- und 60 Vorstandssitzungen,
3 Kass?nrevisionen, 1 Revision der Invaliden

versicherungs-Markenbestände und 2 Sitzungen
des Einigungsausschusses mit den Vertretern der

Ärzte.

Die Kasse beschäftigte am 31. Dezember 1914

431 Personen. Zur Kriegsdienstleistung wurden

bis zum gleichen Zeitpunkte 68 Angestellte und

33 Hilfsarbeiter eingezogen. Durch die Entziehung
eingerichteter Arbeitskräfte in diesem Umfange
konnte der Betrieb nur mit äußerster Anstrengung
aller verbliebenen Angestellten im geordneten Gange
erhalten bleiben. Die dringenden laufenden Ar-

beiten wurden in verlängerter Arbeitszeit erledigt.
Um die weitverzweigten Geschäfte unter den

schwierigen Verhältnissen in geordneter Weise

weiterzuführen, wurden Aushilfskräfte angestellt,
die aber erst nach längerer Beschäftigungsdauer
die Leistungen der eingerichteten Angestellter,
ersetzen können. Durch den Tod verlor die

Kasse 7 zum Teil langjährige Angestellte, während

5 weitere Opfer dos Krieges wurden.

Die durchschnittliche Mitgliederzahl der Kasse

betrug 188223 gegen 207 987 im Vorjahre. Am

31. Dezember 1913 waren 202216 Mitglieder vor

banden, innerhalb Monatsfrist fiel die Mitglieder-
zahl auf 194 119, um bis zum Kriegsbeginn wieder

auf 208110 Mitglieder zu steigen. Infolge dw

Mobilmachung sank dann der Mitgliederbestand
am 31. August auf 163288. Bis zum 31. Dezem¬

ber 1914 verlor die Kasse 40055 Mitglieder. Der

Einfluß dos Krieges auf die Mitgliederbewegune
der Kasse zeigt sich besonders im Rückgang der

versicherungspflichtigen Mitglieder. Vom 31. Juli

1914 bis 31. Dezember 1914 schieden 47 500 Männer

und 9 463 Frauen aus. Dagegen nahm die Zahl

der freiwillig Vorsicherten bedeutend zu, da aber

meist die Versicherung in niedrigen Klassen er¬

folgt, bildet diese Zunahme keinen Ausgleich des

Verlustes. Ein Bild der rückläufigen Wirtschaft

liehen Konjunktur zeigt der Vergleich des Prozent-

verhiiltnisses der beiden Geschlechter. An der Ge-

samtmitgliederzahl waren beteiligt: am 31. August
1913 die Männer mit 67,3 •/#, die Frauen mir

32,7 %f am 31. Juli 1914 die Männer mit 64,5 .,

die Krauen mit 3,5,5 •/•, am 31. Dezember 1914 die

Manner mit 57f»*/#f die Frauen mit 42,1 %; ohne

freiwillige Mitglieder: am 31. Dezember 1914 die

Manner mit 57%, die Frauen mit 43 •/•• Ihre

freiwillige Mitgliedschaft erklärten 61727 Mit

glieder (1913: 43054).

Vom dem Rechte des § 517 RVO. machten

5200 Personen Gebrauch. Die allviertcljührlicl
sich hierdurch notwendig machende Abrechnung
mit iion Ersatzkassen verursacht eine ziemlich

umfangreiche und zeitraubende Arbeit, die durch

Verstöße der Arbeitgeber gegen die Melde

Vorschriften noch wesentlich vermehrt wird.

Di'* vom Hundesrat vorgeschriebene ge
sonderte Nachweisung der Beiträge erfordert-
eine bedeutendere Mehrarbeit als in früherer

Jahren, da sämtliche laufenden Kataster und

Konten umzuschreiben waren. Es sind dies2700i>,
von denen je zwei Exemplare bestehen.

iHchluß f'dui
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Verwaltung.
Kl. Die Krisis im Knappschaftskassenwesen.

[ ^rechend der Entwicklung des deutschen

\;..-ijbaus hat sich auch das Knappschaftskassen¬
wesen in den letzten Jahrzehnten sehr erweitert.

So stieg beispielsweise die durchschnittliche aktive

I ,.«.rschaft der deutschen Bergwerke von 376786

im Jahre 1885 auf 932 877 im Jahre 1912. Mit

dem Wachstum der Mitgliederzahlen hat aber die

L( istungsfähigkeit der Knappschaftskassen nicht

auch gleichen Schritt gehalten. Das hat seinen

Grund darin, daß die versicherungstechnischen
Grundlagen der Knappschaftsvereine, die nicht

Reichsgesetz, sondern noch landesgesetzlich ge¬

regelt sind, sehr zu wünschen übrig lassen. Auf

diesen Mangel ist schon immer von verschie¬

denen Seiten, namentlich vom Bergarbeiterverband,
ahn- auch von den Behörden, hingewiesen
worden. Kürzlich haben die Herren Knappschafts-

direktor Dr. Heinemann und Verwaltungsdirektor
pr. Zimmermann eine Denkschrift über die Maß¬

nahmen zur Förderung der Gesundung in den

finanziellen Verhältnissen der preußischen Knapp-
schaftspensionskassen herausgegeben, in der nach*

gewiesen wird, daß am Ende des Jahres 1913

von den 62 Knappschaftspensionskassen nur 28

ein Vermögen besessen haben, das zur Deckung
der laufenden Pensionen ausreicht. Als aus¬

reichende Deckung wird ein Vermögensstand
bezeichnet, der gestattet, die bisher eingegangenen
Kassenverpflichtungen etwa 10 Jahre lang zu

erfüllen. Dabei ist zu bedenken, daß zu der

normalen Belastung noch die Kriegsopfer hinzu¬

kommen. Von den 783644 Pensionskassenmit-

gliedern, die Ende 1913 den preußischen Knapp¬
schaftsvereinen angehörten, waren anfangs 1915

bereits 243 923, das sind 31 Proz., zum Kriegs¬
dienst eingezogen. Für einen großen Teil dieser

i>t bereits Hinterbliebenenfürsorge zu gewähren;
ein weiterer großer Teil wird als „berginvalid44
heimkehren. Was ist da zu tun?

Von einer Herabsetzung der Leistung kann

keine Rede sein. Nach der summarischen Zu¬

sammenstellung im „Kompaß44 vom 20. September
1914 wurden von den 111 deutschen Knappschafts¬
vereinen an laufenden Jahresunterstützungen
gezahlt
im 95442 Invaliden durchschnittlich 307,84 Mk.

„
«0 362 Witwen

„ 135,63 w

¦
62 272 Waisen

„ 37,20 „

Hiernach bezog ein Invalide etwa 25 Mk., eine

Witwe etwa 11 Mk. und eine Waise etwa 3 Mk.

monatlich! In diesen Durchschnittsberechnungen
sind auch die Pensionen der Beamten eingerechnet,
die meist weit höher als die der Arbeiter sind.
Nach einer Berechnung der Bergarbeiter-Zeitung
betragt die monatliche Pension in Elsaß-Loth-

ringen für den Invaliden 29,50 Mk., für die Witwe

17,70 Mk., in Anhalt für ersteren 32,50 Mk., für
die letztere 21,66 Mk. Die Knappschaftspensions-
kasse für das Königreich Sachsen zahlt für Inva¬
lide monatlich 10 bis 36 Mk., für Witwen 6 bis

Mk., für Halbwaisen 2 bis 6 Mk., für Ganz-
tvaisen :{ bis 9 Mk. In Bayern wird eine „nor-

ile" Invalidenpension von 28,20 Mk., eine

Witwenponsion von 14,10 Mk. gewährt. In

Württemberg gehen die Pensionen für den Ganz-

diden auf 15,62 Mk., für die Witwe auf
20 Mk. herab. Das alles nach einer Beitrags-
1 Dienstzeit von meist 25 Jahren!
Statt einer Herabsetzung müßte also eine

Erhöhung der Bezüge eintreten. Der Berg¬
arbeiterverband hat auch bis zur Stunde immer
in diesem Sinne gewirkt. Bei der Beratung der
letzten preußischen Knappschaftsgesetznovelle
petitionierten die Knappschaftsältesten um die

Erhöhung der laufenden Pensionen um 25 Proz.
Das wurde abgelehnt. Jetzt versucht der Berg¬
arbeiterverband, bei den einzelnen Knappschafts¬
vereinen eine Erhöhung der Pensionen zu er¬

reichen. Bislang allerdings ohne Erfolg. Haben
doch die Versicherten nur auf die Verwaltung
weniger Knappschaftsvereine einen nennenswerten
Einfluß.

Eine Gesundung der Verhältnisse kann vor

allem geschehen durch Zusammenlegung der teils
noch recht kleinen Knappschaftsvereine zu großen
Organisationen. Zu dieser von den Versicherten
schon längst aufgestellten Forderung kommt jetzt
auch die oben erwähnte Denkschrift. Eine An¬

bahnung dieser Zentralisation ist der Beitritt zu

einem der „knappschaftlichen Rückversicherungs¬
verbände44. Ein solcher besteht für Preußen mit

dem Sitze in Berlin und für Bayern mit dem
Sitze in München. Ersterer erstattet jedem an¬

geschlossenen Verein die von diesem nach dem

Beitritt bewilligten Pensionen, und zwar beispiels¬
weise die Invalidenpensionen, an denen nur ein

Verein beteiligt ist, zur Hälfte, die übrigen voll.

Der bayerische Verband erstattet zur Hälfte die

beim Eintritt des Verbandsvereins laufenden

Pensionen, die Normaisätze der später bewilligten
Pensionen usw. Dafür haben die Vereine Bei¬

träge zu zahlen, die voraussichtlich zur Sicher¬

stellung der in Rückendeckung gegebenen Pen¬

sionen nach dem Kapitaldeckungsverfahren aus¬

reichen. Leider haben sich sowohl in Preußen

als auch in Bavern nur erst etwa die Hälfte der
Vereine angeschlossen.

J. K. Hausgewerbliche Krankenversicherung
in Mannheim. Die durch das Notgesetz vom

4. August 1914 außer Kraft getretenen reichs¬

gesetzlichen Bestimmungen bezüglich der Kranken¬

versicherung der Hausgewerbetreibenden, sind,
wie vielfach anderwärts, nunmehr auch bei der

Allgemeinen Ortskrankenkasse auf Grund eines

Ortsstatuts neu geregelt worden. Die Versiche¬

rung trat im September d. J. in Kraft. Die

Hausgewerbetreibenden müssen durch ihre un¬

mittelbaren Arbeitgeber gemeldet werden. Die¬

jenigen, denen ein jährliches Gesamteinkommen

von mindestens 2500 Mk. sicher ist, haben die

An- und Abmeldung für ihre eigene Person selbst

vorzunehmen. Diese Versicherten werden ent¬

sprechend ihrem jährlichen Arbeitsverdienst in

die satzungsmäßigen Lohnstufen der Kasse ein¬

gereiht. In den Fallen, in denen sich ein genauer
Arbeitsverdienst nicht feststellen läßt, wird der

Verdienst zugrunde gelegt, den ein gleichartiges
Mitglied in dem betreffenden Gewerbezweig zu

erzielen pflegt. Soweit nicht größerer Arbeits¬

verdienst nachgewiesen ist, wird der höchste

Grundlohn für männliche Personen auf 4 Mk.,

für weibliche Personen auf 3 Mk. festgesetzt.
Anspruch auf die Regelleistungen nach der Reichs¬

versicherungsordnung besteht mit Beginn der

Mitgliedschaft. Die Mittel werden durch Zu¬

schüsse der Auftraggeber (2 Proz. des Entgelts)
und durch Beiträge (2 Proz. des maßgebenden
Grundlohns) der Hausgewerbetreibenden aufge¬
bracht. Hausgewerbetreibende, denen ein Ein-
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kommen von über 2500 Mk. jährlich sicher ist,

müssen die vollen Beiträge für ihre Person allein

tragen. Die Auftraggeber sind verpflichtet, ein

Verzeichnis über die Hausgewerbetreibenden zu

führen, aus dem Namen, Wohnung und Entgelt

dieser Personen hervorgeht. Dieses Verzeichnis

ist der Kasse jederzeit auf Verlangen zur Einsicht

vorzulegen.

mg. Intallrenten der Kriegsteilnehmer.
Nach einem Berichte des Verbandes der Deutschen

Berufsgenossenscl.aften tragen diese bei ihren

Maßnahmen in der Neufeststellung von Renten

durchweg den außerordentlichen Verhältnissen der

Kriegslage Rechnung. Gegenüber solchen Kriegs¬

teilnehmern, welche in Feindesland stehen, wird

überall von Rentenherabsetzung oder -Entziehung

Abstand genommen. Wo aus Unkenntnis der ge¬

schehenen Einziehung zum Kriegsdienst Neufest-

stellungsbescheide dennoch ergangen sind, wird

der Bescheid zunächst zurückgenommen oder zum

mindesten seine tatsächliche Ausführung hintan¬

gehalten. Auch gegenüber solchen zu militäri¬

schen Dienstleistungen eingezogenen Renten¬

empfängern, welche sich in einem heimischen

Standort befinden, und nicht minder gegenüber
Rentenempfängern, die nicht Kriegsteilnehmer
sind, wird fast durchweg Rücksicht genommen.

Die meisten Versicherungsträger prüfen, bevor

sie gegen solche Personen Rentenkürzungen oder

-Entziehungen vornehmen, ob der Krieg unmittel¬

bar oder mittelbar die Erwerbsverhältnisse des

Rentenempfängers nachfeilig beeinflußt. Wo das

nicht von vornherein geprüft wird, tritt man zum

mindesten dann, wenn der Rentenempfänger selbst

oder einer seinerAngehörigen seineUnzufriedenheit

mit der Rentenfeststellung zum Ausdruck bringt,
in eine solche Prüfung ein. — Die ständige Kom¬

mission der landwirtschaftlichen Berufsgenossen¬
schaften soll sich ebenfalls dahin ausgesprochen
und sämtlichen landwirtschaftlichen Berufs¬

genossenschaften durch Rundschreiben mitgeteilt
haben, daß, soweit Rentenempfänger zum Militär¬

dienst eingezogen sind, auch weiterhin für diese

Zeit von Rentenaufhebungen und -Minderungen
abzusehen ist. Das gleiche treffe für nicht ein¬

gezogene Rentenempfänger zu, wenn der Krieg
hei ihnen oder ihrer Familie eine Notlage herbei¬

geführt hat. Hiernach haben also diejenigen
Kriegsteilnehmer, die im Bezüge einer Unfall¬

rente sind, während ihrer Einberufung eine

Kürzung oder Entziehung der Rente nicht zu

befürchten.

Apotheker nnd die leidisversicherungs-
ordnung. Der Geschäftsbericht des Deutschen

Apotheker-Vereins für 1914 1915 äußert sich hier¬

über wie folgt:
Die Preisänderungen auf dem Arzneimittel¬

markte machten natürlich auch eine Änderung
der Handverkaufslisten für Krankenkassen nach

§ 376 RVO notwendig. Auch hier folgten leider

die Anordnungen der zuständigen Behörden nur

langsam der Entwicklung des Verkehrs. Aller¬

dings wurden in denjenigen Listen, welche Ver¬

bandstoffe umfassen, Ende 1914 deren Preise

erhöht, aber erst in den ersten Monaten des

laufenden Jahres wurden — auch nicht üherall

die Preise der Arzneimittel einer Durchsicht

unterzogen. Der Vorstand hatte unmittelhar nach

Erscheinen des ersten Taxnachtrags den Kreis-

vorssehern entsprechende Entwürfe zur Verfügung
gestellt, um ihnen und den Zweckverbänden eine

Unterlage zu bieten. Aber auch diese Preise

waren hinnen kurzer Zeit veraltet. Sofort nach

Ausgabe des zweiten Taxnachtrags wurden da) -

neue Entwürfe, die den damaligen Preisen

sprachen, aufgestellt und versandt. Im La

der letzten beiden Monate sind nun in eh

Reihe von Bezirken neue Listen erschienen

Unterdes ist aber die gesamte Frage .

Krankenkassenlieferungen in ein neues Stau;

getreten. Die Kassen sind mit den geringen

Schutzmaßregeln, welche in der Reichsversi<

rungsordnung für die Apotheken getroffen wor;

sind, unzufrieden und arbeiten mit Energie dar*

dieselben illusorisch zu machen und sich weiter*'

große Vorteile zu sichern. Zunächst wurde der

Gedanke der Selbstabgabe freigegebener Arzn

mittel usw. durch die Krankenkassen in Erwägung
gezogen. Schon früher waren einzelne Versuche

mit Kassenniederlagen gemacht worden; eine

weitere Verbreitung hatten sie jedoch nicht r*r

langt. Im vorigen Jahre tauchten nun Andeu¬

tungen auf, daß man mit der Absicht umgehe
diese Einrichtung allgemein durchzuführen. Im

März 1914 machte daher der Deutsche Apotheker-
Verein gemeinsam mit dem Berliner Apotheker-
Verein, dem Verein der Verbandstoffabrikanten

Deutschlands, der Bandagisten-Innung zu Berlin

dem Deutschen Drogisten-Verband, dem Deutschen

Optiker-Verband, der Berliner Drogisten-Innung
der Gesellschaft für Chirurgie-Mechanik und dem

Verein der Badeanstaltsbesitzer an die gesetz

gebenden Faktoren im Reiche eine Eingabe, in

der gebeten wurde, durch Gesetz zu bestimmen,

daß den öffentlichen Krankenkassen und deren

Beamten sowie Revisoren, Beratern und der

gleichen untersagt werde, Verbandstoffe, Kranken

pflegeartikel, Bandagen, Arzneimittel und der¬

gleichen selbst einzukaufen, vorrätig zu halten

und abzugeben, sowie irgendwelche Gegenstände
dieser Art anzufertigen oder sich an derartigen
Unternehmen direkt oder indirekt zu beteiligen.

Die Eingabe ist bisher unerledigt geblieben
Ebenso blieb der preußische Apothekerkamm^r
ausschuß auf seine an den Minister des Innern

gerichtete Bitte um Schritte gegen die Selbst-

abgabe der Krankenkassen, soweit bekannt, hU

jetzt ohne Bescheid. Dagegen erteilte der pren
ßische Handelsminister auf eine Eingabe der

Berliner Handelskammer (über die wir uns schon

S. 36 1914 in der V. Z. geäußert haben. Red.i

unter dem 24. März 1914 folgende Antwort:

„In Übereinstimmung mit dem Kranken vor

Sicherungsgesetz verpflichtet die Reichsversiche¬

rungsordnung (§ 182) die Krankenkassen zur

Versorgung ihrer Mitglieder in Krankheitsfällen

mit Brillen, Bruchbändern und anderen kleinen

Heilmitteln, ohne des näheren zu bestimmen, in

welcher Weise sich die Krankenkassen bei Er¬

füllung dieser Verpflichtung zu verhalten haben.

Sie überläßt vielmehr die Beschaffung der Hei!

mittel ihrem freien Ermessen mit der aus §:"
sich ergebenden Maßgabe, daß die Beschaffen!'

der Heilmittel und die Art ihrer Verabfolgu
hinsichtlich der fachlichen Tüchtigkeit der i

der Anpassung und Abgabe der Brillen, Bnn

bänder usw. beauftragten Personen, einwand*

sein müssen. Auch wird verlangt werden konn<*

daß die Abgabestellen für die Kassenmitglie
ohne allzu großen Zeitaufwand erreichbar si-

Ea erscheint aber rechtlich nicht zulässig, dur

die Satzung, auf deren Gestaltung in dieser H

sieht überdies von mir kein Zwang ausge
werden kann, oder im Aufsichtswege den Kas

die Selbstbeschaffung der kleinen Heilmittel

großen und ihre Abgabe an die Mitglieder
verbieten, zumal aus der Vorschrift des § 23 R^
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rfie Verpflichtung der Kassen gefolgert werden

n, auf möglichst billigen Bezug der Heilmittel

.cht zu nehmen.

Ich stimme der Handelskammer zwar darin

daß das auf Selbstbeschaffung der Heilmittel

Wege der eigenen Fabrikation oder des Be-

es im großen gerichtete Vorgehen einzelner

:Vsen eine Schädigung der Händler mit diesen

lrnitteln herbeizuführen geeignet ist, eine

mlfe wird aber bei der gegenwärtigen Lage
Gesetzgebung nicht möglich sein."

Im Juni 1914 teilte der Vorsitzende des

H .111 ptVerbandes deutscher Ortskrankenkassen,

rr Fräßdorf, in einer sächsischen Versammlung
m t, daß er schon einen Plan über den Bezug im

.: lien und die Verteilung an die Mitglieder
"•mg habe, und im Juli 1914 beschloß die Haupt-
rsammlung jenes Verbandes, dem Plane näher¬

treten.

Daneben ging der Versuch, die Ausdehnung
, gesetzlichen Zwangsrabatts auf die Speziali -

uten durchzusetzen, Bestrebungen, an denen

i/h die pharmazeutische Industrie sich beteiligte.
[mo Kassenverbände richteten eine Eingabe an

die Regierungen, in der sie behaupteten, daß auf

Spezialitäten, weil sie Arzneien seien, der

: ,7b Absatz 1 RVO. anzuwenden sei. Der Vor¬

rand des Deutschen Apotheker-Vereins wies in

einer Gegeneingabe an die Bundesregierungen
iach, daß diese Auslegung des Gesetzes unzu¬

treffend ist. Der preußische Herr Minister des

Innern erwiderte unter dem 25. Januar d. J., daß

er in Ansehung der durch den Krieg eingetretenen,
auch für den Apotheker schwierigen Verhältnisse

zunächst davon absehe, einer Änderung der ein¬

schlägigen Bestimmungen näherzutreten, daß er

jedoch nach Friedenssrfiluß eine erneute Prüfung
«ler Angelegenheit vornehmen und dabei auch

die Ausführungen der Eingabe in Erwägung
ziehen werde. Die Frage sei also noch in der

Schwebe.

Schließlich wandten sich die Kassen, wie schon

im vorigen Geschäftsbericht mitgeteilt, gegen die

in einzelnen Bezirken auf Grund des Absatzes 3

; i76 RVO. erlassenen Verordnungen, wonach,
.^nn die Kassenmitglieder die Arzneimittel aus

? iner Apotheke zu einem Preise beziehen, der

dir- Preise der amtlichen Handverkaufslisten

nicht übersteigt, die Kassen die Bezahlung nicht

l-swegen ablehnen dürfen, weil sie mit Personen,
Hie nicht Apothekenbesitzer oder -Verwalter sind,

niedrigere Preise vereinbart haben. Eine Gegen-
?•ingabe des Vorstandes hatte für Preußen Erfolg.
[>*r Herr Minister des Innern hat den Kassen

inter dem 30. Juni d. J. einen abschlägigen Be-

oheid erteilt v dieser ist in der Volkstüml. Zeitschr.

S. 185 veröffentlicht.)
Von dem Beschlüsse des Hauptverbandes

¦¦¦-tscher Ortskrankenkassen vom vorigen Jahre

^gehend, traten nun die großen Kassenverbände

Juni d. J. an den Vorstand des Deutschen

otheker-Vereins mit der Mitteilung heran, daß

zur Selbstabgabe freigegebener Arzneimittel

großem Maßstabe entschlossen seien, wenn die

yotheker ihnen nicht bei dem Umfang und den

eisen der Handverkaufslisten sowie bei den

•*-isen der Spezialitäten entgegenkommen wür-

n. Zu dieser Frage wird die kommende Haupt-
Sammlung Stellung zu nehmen haben.

Provinzial-Verband schlesischerOrtskranken-

issen. Am 29. August fand in Breslau eine

Sammlung der Ortskrankenkassen im Bezirke

des Königlichen Oberversicherungsamtes Breslau

statt, an der 90 Vertreter von 16 Breslauer und

13 Provinzkassen teilnahmen. Das Versicherungs-
amt Breslau war durch Herrn Magistratssekretär
Förster vertreten.

Zunächst wurden die Wahlen zum Ausschuß

vorgenommen und die Herren Stadtrat Loewen-

thal-Brieg, Kaufmann Oskar Scherl-Frankenstein,

Lagerhalter Richard Kuschel-Ohlau und Bureau¬

vorsteher Julius Schiller-Reichenbach gewählt.
Über die Aufgaben der Krankenkassen während

und nach dem Kriege sprach Herr Stadtverordneter

Zimmer, der in längeren Ausführungen zunächst

die Fürsorge für die Kriegsverletzten erörterte,

um dann die Beteiligung der Kassen bei den

Bestrebungen der Tuberkulosebekämpfung, der

Trinkerfürsorge und der Bekämpfung der Ge¬

schlechtskrankheiten zu empfehlen. Die Einfüh¬

rung der Familienhilfe müsse ebenfalls überall

angestrebt werden, um so mehr aber, als diese

Einrichtung von den Aufsichtsbehörden in wei¬

testem Maße unterstützt wird. Die Erhöhung des

Kranken- und Sterbegeldes, die durch das Not¬

gesetz vom 4. August 1914 auf die Regelleistungen
herabgesetzt worden sind, muß die nächste Auf¬

gabe der Kassen sein, weil das jetzige Kranken¬

geld keineswegs ausreicht, um den Unterhalt des

Erkrankten zu ermöglichen. Aber auch die

Kassenangestellten, denen durch das Notgesetz
vom 4. August 1914 und durch die Bundesräte-

Verordnungen über die Kriegswochenhilfe ganz
außerordentliche Lasten aufgebürdet sind, dürfen

nicht vergessen werden, und durch entsprechende
Teuerungszulagen müsse man versuchen, die un¬

günstigen wirtschaftlichen Verhältnisse wenigstens
einigermaßen erträglich zu gestalten. Wenn man

dann nebenbei auch noch die Familien der zum

Heeresdienst einberufenen Angestellten mit einem

Teil des Gehaltes unterstützt, so sei dies eben¬

falls eine notwendige Aufgabe der Kassen¬

vorstände, die hierin hinter den Privatunter¬

nehmern nicht zurückstehen sollten. Reicher

Beifall lohnte die trefflichen Ausführungen. In

der hierüber folgenden Aussprache stellt Herr

Rendant Bergmann den Antrag, das Medizinal¬

kollegium für die Provinz Schlesien durch eine

Eingabe zu ersuchen, der operationslosen Heil¬

behandlung der Kriegsverletzten mehr Beachtung
zu schenken. Der Antrag wird dem Vorstände

des Provinzial-Verbandes überwiesen.

Herr Inspektor Bennecke-Breslau sprach über

Die gegenseitige Unterstützung der Kassen bei Über¬

weisung erkrankter Mitglieder und wies an der

Hand von Leitsätzen die Vorteile nach, die den

Kassen durch eine anderweite Regelung der

Kostenfrage erwachsen würden. Die recht leb¬

hafte Aussprache hierüber ließ jedoch erkennen,

daß ein solches Abkommen auf Schwierigkeiten
stoßen werde, weil die Kassen in Landbezirken

zu hohe Aufwendungen für ärztliche Behandlung
machen müssen, die in den meisten Fällen nichr

einmal durch die in § 222 RVO. festgelegten drei

Achtel des Grundlohns gedeckt -vürden Sehr

häufig kommt es vor, daß die Kosten ein^s ein-

zigen ärztlichen Besuches mehr aufmachen, als

die überweisende Kasse im ganzen für die Be¬

handlung des Mitglieder zu zahlen habe. Es sei

daher dringend erwünscht, daß die tatsächlichen

Aufwendungen erstattet werden. Schließlich

einigte man sich auf die nachstehenden Ltftsitze

und beschloß, zunächst Erhebungen über die Hohe

dieser Ausgaben bei den Kassen anzustellen.

„Nach $§ 219 und 220 RVO. sind die Kranken-
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»o verpflichtet, sich gegenseitig bei Über¬

weisung erkrankter Mitglieder zu unterstützen.

Als Ersatz sind neben dem Krankengelde für

Krankenpflege drei Achtel des Grundlohnes zu

zahlen (§222» Diese letztere Bestimmung be¬

deutet zum großen Teil eine außerordentliche

Belastung der verpflichteten Kassen und besonde

derjenigen, welche hohe Grundlohne festgesetzt
haben und deren Mitglieder auf Grund ihres Ein¬

kommens in die höchsten Lohnstufen eingereiht
<ind. Es empfiehlt sich daher einen Ausgleich
zu schaffen und zwischen den Kassen ein Ab¬

kommen dahin zu treffen, daß für jeden über¬

wiesenen Kranken ein bestimmter Betrag für

Krankenpflege gezahlt wird. Dieser Betrag dürfte

mit 15 Mk. für jeden einzelnen Fall ungefähr die

tatsächlichen Verhältnisse treffen. Die Kassen

müßten sich andererseits verpflichten, die über¬

wiesenen Kranken nach ihren Grundsätzen genau

wie ihre eigenen Mitglieder behandeln zu lassen

und für deren möglichst schnelle Heilung Sorge
zu tragen. Auch hinsichtlich der Krankenkontrolle

sollen für das überwiesene Mitglied dieselben

Grundsätze gelten, wie für die eigenen Kranken,

ohne daß den ersuchenden Kassen hierdurch Mehr¬

kosten entstehen.

Die versammelten Kassenvorstände verpflichten
-ich, diese Angelegenheit in ihren Sitzungen auf

die Tagesordnung zu setzen und zu beschließen,

daß die Kassen diesem Abkommen beitre:*
werden.*

Cber Praktische Verwaltungsfragen sprach d»

Geschäftsführer Kirchhoff-Breslau, der zunäcl^

eine Anfrage der Ortskrankenkasse Frankenstein
erledigte. Hierbei wurde festgestellt, daß >.

Neuerrichtung von Betriebskrankenkassen für di*

Ortskrankenkassen zu übernehmenden Mitglied*:
die in § 293 RVO. festgesetzten Kopfbeträge
diese zu zahlen. Es wurden dann weiter die Not-

gesetze vom 4. August 1914 und die Rechte d-

Kriegsteilnehmer auf Grund der §§ 214 und 31 I

RVO. erörtert und hierbei auf die Entscheidung»
des Reichsversicherungsamtes hingewiesen, na^

welchem die Ansprüche der Kriegsteilnehmer
anerkennt werden müssen. Auch die Krieg¬
wochenhilfe und das Verhalten der Kassen ?••

unehelichen Geburten wurde besprochen und

hierbei auf die Besc: eide des Reichsamts de>

Innern hingewiesen.
Der Verbandsvorsitzende Herr Zimmer könnt-

in seinem Schlußwort feststellen, daß die Ver¬

sammlung einen recht guten Erfolg hatte,

wünscht, daß die gegebenen Anregungen von n

Kassenvorständen auch verwertet werden möchte

zum Wohle des Versicherten und vor allem

Interesse der verletzten und erkrankten Kriegs¬
teilnehmer. Damit fand die interessante W

Sammlung ihr Ende.

Rechtsprechung.
Beilritt an Verträgen zwischen Apotheken

und Krankenhassen, die vor den I. Januar 1914

gesdalonaeu aind.

Hierüber hatten wir S. 208 der Volkstüml.

Zeitschr, Jahrg. 1914. eine Entscheidung des

Landgerichts Ratibor vom 4. April 1914 bekannt¬

gegeben. Die Krankenkasse hatte hiergegen
Berufung erhoben. Die Berufung wurde vom

Obertandesgericht Breslau unter dem th Januar 19/5

kostenpflichtig zurückgewiesen. Das Urteil des

Landgerichts wurde nur wie folgt dahingehend
abgeändert, daß „der Kläger berechtigt is*f für

Rechnung der Beklagten an deren Mitglieder
Arzneien und Handverkaufsartikel zu den Bedin¬

gungen des zwischen der Beklagten und dem Apo¬
theker L. in R. bestehenden Vertrages zu liefern".

.4os den Gründen: Die Zulässigkeit des Rechts¬

weges unterliegt keinem Bedenken. Es handelt

sich um einen prhatrechtlichen Anspruch. Der

Kläger behauptet, durch seinen Beitritt sei zwischen

mm und der Beklagten ein Vertragsverhältnis
entstanden, durch welches Rechte und Pflichten

Vermögensrecht liehen Inhaltes begründet worden

seien. Da weder im § "375 RVO. noch sonst die

Entscheidung über das Recht zum Beitritte den

Aufsichtsbehörden zugewiesen ist, gehört «de nach

allgemeinen Grundsätzen zur Zuständigkeit der

ordentlichen Gerichte.

Auch die FesfStellungsklage ist zulässig. Der

Klager will festgest «t haben, daß ein Vertrags-
verhaltnis zwischen ihm und der Beklagten durch

-einen Beitritt entstanden ist. weil die Beklagte
das bestreitet. Es handelt sich also um das Be¬

stehen eines zwischen den Parteien streitigen
Rechtsverhältnisses. Bei der Prüfung dieser Frage
müssen naturlich auch Rechtsfragen erwogen
wero^n. aber nicht bloß zum Zwecke ihrer theo¬

retischen Losung, sondern vielmehr zum Zwecke
der Anwendung der gefundenen Rechtssätze auf
den Rechtskreis der Parteien mit dem Ziele der

praktischen Beeinflussung des Rechtskreises.

Der Kläger hat auch ein rechtliches Intere--*

an der Feststellung. Besteht das behauptet»-
Vertragsverhältnis zwischenihm undder Beklagt- ¦?

dann hat das die Bedeutung, daß er sowohl der

Beklagten als auch ihren Mitgliedern gegenüber
verpflichtet ist, von ihnen bestellte Arzneien zu

dem Vertragspreise zu liefern, daß andererseits

die Beklagte verpflichtet ist, die bestellten Arz¬

neien mit dem Vertragspreise zu bezahlen. Es
kann dem Kläger nicht zugemutet werden, die

Frage in der Schweb* zu lassen und abzuwart*

ob eine einzelne Bestellung Anlaß zur Erhebung
der Leistungsklage geben wird. Das folgt seh

aus der Erwägung, daß der Kläger wissen mu..

ob er sich auf die Bestellung eines Mitglied»-
der Beklagten einlassen kann, da diese Bestellur..
doch kein VertragsVerhältnis zwischen ihm an I

dem Mitgliede begründen würde, weil das Mr

giied nicht in eigenem Namen und für eigei e

Rechnung bestellen will, sondern für Rechnu?
_

der Beklagten. Der Kläger hat aus diesem Grund¬

ein rechtliches Interesse daran, daß diese Frat
ein für allemal entschieden wird, was durch ei:

einzelne Leistungsklage gar nicht gescheh»
konnte. Daß, wie die Beklagte behauptet, de

Kläger kaum in die Lage kommen könnte, B

Stellungen ihrer Mitglieder zu erhalten, ist v

vornherein nicht anzunehmen, widerspricht av

ihrer weiteren Behauptung, die bisher vom Klä.
für ihre Mitglieder angefertigten Arzneien se:

von ihr anstandslos bezahlt worden. Andererse
hat aber die Beklagte, wie der unstreitige Bf
vom 2. Oktober 1913 ergibt, sich von vornher-
auf den Standpunkt gestellt, daß sie wegen ihr

..mehrjährigen* Vertrages mit L. in Zukunft

Bezahlung der vom Kläger für ihre Mitglie
gefertigten Arzneien ablehnen könne. Mit Rü

sieht hierauf hatte der Kläger auch ein Intere>

an der alsbaldigen Feststellung der Frage,
ihm beim Inkrafttreten der Reichsversichernd

Ordnung ein Beitritt zu dem Vertrage der 1
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, igten mit L. die Befugnis zur Lieferung von

Arzneien an die Mitglieder der Beklagten für

hnung der Beklagten gebe.
Bei der Prüfung der Frage, ob das Rechts-

-hältnis, dessen Feststellung verlangt wird,
-teht, ist davon auszugehen, daß die Reichs -

. rsicherungsordnung nicht etwa einen ganz neuen

htszustand geschaffen hat Der Hauptzweck
ar vielmehr, den bestehenden Zustand zu ver¬

einfachen, die bestehenden Versicherungsarten
einander näher zu bringen, soweit wie möglich
: jr alle einheitliche Einrichtungen zu treffen. Zur

hrfüllung dieses Zweckes ist nicht etwa das Be¬

bende ganz beseitigt, sondern im wesentlichen

? rhalten geblieben und nur weiter ausgestaltet.
: -sonders sind auch die vorhandenen Kranken¬

kassen in der Hauptsache bestehen geblieben und

: ur in ihrer Organisation etwas geändert worden.

Zwecks Überleitung der Kassen in die neue Or¬

ganisation waren schon vor dem Inkrafttreten der

ReichsVersicherungsordnung vorbereitende Maß-

jhmen der Behörden und der Kassen erforder¬

lich und in der Gesetzgebung vorgesehen. Un¬

streitig hat schon eine Betriebskrankenkasse der

Werke vor dem 1. Januar 1914, dem Zeitpunkte
dei Inkrafttretens der Reichsversicherungsord¬
nung, bestanden. Sie ist gemäß § 255 RVO. und

.: 17 bis 20 Einführungsgesetz zur Reichsver¬

geherungsordnung zugelassen worden, wie die

wrgelegte Satzung ergibt. Die Beklagte ist

daher kein mit dem 1. Januar 1914 neu entstan¬

denes Rechtsgebilde, sondern sie ist dasselbe

kechtsgebilde, wie die alte Kasse, nur den Vor¬

schriften der Reichsversicherungsordnung in ihrer

Organisation angepaßt. Etwas anderes will auch

die Bemerkung in der Genehmigungserklärung
des Oberversicherungsamtes in Oppeln vom 9. Sep¬
tember 1913 unter der Satzung nicht besagen, daß

die Kasse mit dem 1. Januar 1914 ins Leben trete;
diese Bemerkung ist offenbar nur mit Rücksicht

auf die Vorschrift des § 324 Abs. 1 RVO. gemacht
und soll ausdrücken, daß die Satzung den neuen

Vorschriften angepaßt sei, so daß die Kasse mit

dem 1. Januar 1914 als eine dem neuen Rechte

entsprechende Kasse gelten könne. Auch der in

Rede stehende Vertrag ist zweifellos von den

rtragschließenden in der Absicht geschlossen
worden, daß er unter der Reichsversicherungs¬
ordnung gelten solle. Das folgt ohne weiteres

is der Tatsache, daß er kurz vor dem Inkraft¬

treten dieses Gesetzes auf die Dauer von fünf

•Jahren geschlossen ist Die beteiligte Kasse kann

dabei auch keineswegs davon ausgegangen sein,
daß ihr ein Ende am 1. Januar 1914 beschieden

sei. und daß sie von einem anderen Rechtsgebilde
setzt werden wrürde. Es handelt sich vielmehr

um eine vorbereitende Maßnahme, die mit Rück¬

sicht auf die iir. § 28 der Satzung gemäß dem

§ Z7b RVO. ausgesprochene Ermächtigung ge¬
troffen ist. Daß der Vertrag aber auch schon vor

> m 1. Januar 1914 gelten sollte, kommt für die

t zu entscheidende Frage gar nicht in Betracht.

V#ch weniger aber ist mit Rücksicht auf die

•ztere zu erörtern, ob die Reichsversicherungs-
rdnung, soweit es sich um die vor ihrem Inkraft-

reten geschlossenen Verträge handelt, rück¬

wirkende Kraft hat. Die hier in Betracht kommende
rschrift des § 375 RVO. entspricht im wesent-

-chen den Vorschriften der §§ 6a Ziffer 6, 26a

Ziffer 2b, 64 KVG. Eigentlich neu ist nur das

<eitrittsrecht der Apothekenbesitzer und -ver¬

alter. Aus dieser neuen Vorschrift ist aber

eineswegs der Rückschluß zu ziehen, daß die
f Grund der angeführten Vorschriften des alten

Krankenversicherungsgesetzes abgeschlossenen
Vertrage „Monopolvertrage* gewesen wären,
welche den vertragschließenden Apothekern ein

„Zwangsrecht* gegen die vertragschließende Kasse
und ihre Mitglieder gewährt hätten, daß die
letzteren ihren Bedarf an Arzneien ausschließlich
von ihnen beziehen müßten. Die angeführten
Vorschriften waren kein Hindernis für die Kasse,
Verträge über Lieferung von Arzneien zu er¬

mäßigten Preisen mit beliebig vielen Lieferanten
zu schließen. Die Frage, ob die vertragliche
Gewährung eines Rechts auf ausschließliche Liefe¬

rung des gesamten Bedarfes überhaupt gesetzlich
zulässig gewesen wäre, braucht hier nicht be¬
antwortet zu werden, weil der Vertrag der

Beklagten mit L. eine solche vertragliche Bindung
gar nicht enthält. Die Beklagte behauptet das

zwar jetzt und beruft sich sogar auf das Zeugnis
des L. dafür, daß die Vertragschließenden eine
solche Monopolberechtigung für L. beabsichtigt
hätten. Das ist aber offensichtlich unrichtig. Der
Wortlaut des Vertrages spricht nicht im gering¬
sten dafür. Eine so wichtige Bestimmung, wie
ein Monopolrecht, wäre aber zweifellos schriftlich

festgelegt worden, weil sie ein ganz ausnahms-

weises Abkommen bedeutet hätte. Da sie nicht
schriftlich festgelegt ist, ist sie sicher nicht ge¬
troffen. Kommt aber ein „Monopolrecht44 des L.
nicht in Frage, dann ist nicht einzusehen, aus

welchem Grunde sonst eine rückwirkende Kraft

der Reichsversicherungsordnung hier von Be¬

deutung sein könnte. Denn dann wird der
Bestand und die Rechtswirkung des Vertrages
durch den Beitritt eines anderen Lieferanten ge¬
mäß § 375 RVO. in keiner Weise berührt. Der

„Beitritt** bedeutet keinen „Eintritt4* in das be¬

stehende Vertragsband, sondern führt nur dazu,
daß zwischen der Kasse und dem Beitretenden

ein Vertragsverhältnis mit dem Inhalte des be¬

stehenden Vertrages entsteht. Zu einer Erörte¬

rung der juristischen Konstruktion des Beitritts¬
rechtes gibt der vorliegende Streitfall keinen

Anlaß. Es genügt, daß durch den Beitritt ein

VertragsVerhältnis zwischen dem Beitretenden

und der Kasse entsteht. Es kann auch im vor¬

liegenden Falle kein Bedenken daraus hergeleitet
werden, daß der Beitritt des Klägers vor dem

1. Januar 1914, also vor dem Inkrafttreten des

§ 375 VRO. erklärt ist. Es handelte sich auch

bei dieser Erklärung nur um eine vorbereitende

Maßnahme, welche dazu helfen sollte, daß ein

nach dem 1. Januar 1914 möglicher Rechtserfolg
so früh als möglich eintreten sollte. Deshalb war

in der Beitrittserklärung auch ersichtlich gemacht,
daß ihre rechtsgeschäftliche Wirksamkeit erst am

1. Januar 1914 eintreten sollte. Einer derartigen
Befristung steht kein rechtliches Hindernis ent¬

gegen. Nach alledem ist durch den Beitritt des

Klägers zwischen ihm und der Beklagten ein

Vertrag mit dem Inhalte des zwischen der Be¬

klagten und dem Apotheker L. geschlossenen
Vertrages zustande gekommen. Das Rechtsver¬

hältnis, dessen Feststellung begehrt wird, besteht

also und war festzustellen.

Versidierungspflidit einer AufWärterin. (Ent¬

scheidung des Versicherungsamts Varel vom

12. Juli 1615.)
Aus den Gründen: Die Aufwärterin B. ist

krankenversicherungspflichtig. Von der Filiale des

Kaisers Kaffeegeschäft in Varel ist Frau B. als

Aufwärterin gegen eine Vergütung von 9 Mk.

monatlich angenommen worden. Der Ehemann der

Frau B. ist im Felde, es ist daher Einkommen

aus Verdienst nicht vorhanden. Frau B. hat ein



240 Volkstümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherung. Nr. 20

Kind im Alter von drei Jahren. Sie lebt, ab¬

gesehen von dem Verdienst für die Aufwartung,

von der Unterstützung, die ihr als Frau eines

Kriegsteilnehmers gewährt wird. Unter diesen

Umständen bildet der Betrag von 9 Mk. für die

Frau ein nicht unwesentliches hinkommen, das wirt¬

schaftlich nicht ohne Belang ist. Bei einer Kranken¬

versicherungspflicht beträgt der zu leistende Bei¬

trag monatlich etwa 75 Pf. Er ist daher im

Verhältnis zu dem Betrage von 9 Mk. gering*
Für die Krankenversicherungspflicht ist die Höhe

de* Entgeltes nicht maßgeblich, nur soll der Ent¬

gelt nicht so geringfügig sein, daß ihm die Eigen¬
schaft einer Arbeitsentschädigung überhaupt nicht

beigemessen werden kann. Das ist hier nicht

der Fall. Der Betrag von 9 Mk. monatlich^ ist

unter den vorliegenden Urnständen für die Frau

von Bedeutung und begründet ihre Kranken¬

versicherungspflicht (vgl. Hahn, Handbuch der

Krankenversicherung I. Band, Seite 208 ff.).

Kein Ansprach auf Krankenhilte. Weiter¬

zahlung der Beitrüge belanglos. (Entscheidung
des Versicherungsamts Varel vom 25. Juni 1915.)

.4us den Gründen: Der Beschwerdeführer F.

ist am 17. Januar 1914 an einem chronischen

Lungenleiden erkrankt. Als Mitglied der Orts¬

krankenkasse bezog er die Krankenhilfe für

26 Wochen, also bis 17. Juli 1914. Nach Ablauf

dieser Zeit ist F. aus der Krankenkasse ausge¬

schieden, da er irgendeine Tätigkeit nicht wieder

aufgenommen hat, andererseits der Kasse gemäß
§ 11 der Satzung keine Mitteilung gemacht hat,

daß er Mitglied der Kasse bleiben wolle. F. be¬

ansprucht, da er laut ärztlichen Attestes krank

und arbeitsunfähig geblieben ist, gemäß § 24 der

Satzung weitere Krankenhilfe auf 13 Wochen, und

begründet seinen Anspruch damit, daß für ihn

auch nach dem 15. Juli 1914 von seinem Arbeit¬

geber, dem Amtsgericht, Beiträge entrichtet worden

seien, und daß durch diese Beitragsleistungen sein

Wille, Mitglied zu bleiben, zum Ausdruck gebracht
sei. Die Ortskrankenkasse beantragt Abweisung.

Der Anspruch des F. ist abzuweisen. Es steht

fest, daß F. nach dem 17. Juli 1914 irgendwelche
Arbeit nicht wieder aufgenommen hat, daß also

Versicherungspflicht für ihn nicht vorgelegen hat.

Es steht ferner fest, daß er der Vorschrift des

§ 11 Absatz 2 der Satzung entsprechend irgend¬
eine Mitteilung an die Ortskrankenkasse, daß er

Mitglied bleiben wolle, nicht hat gelangen lassen.

Damit hört seine Mitgliedschaft auf und für die Kasse

eine Verpflichtung, irgendwelche Leistungen für ihn

zu gewähren. Es ist unmaßgeblich, ob von seinem

Arbeitgeber Beiträge weiter entrichtet worden sind.

Soziale Chronik.

Nehmen die Geisteskrankheiten zu? Oft

hört man die Meinung aussprechen, daß unsere

Zeit mit ihrer hastigen nervenzerrüttenden Tätig¬
keit die Neigung zur Geisteskrankheit befördere

und auch weit mehr Geisteskranke aufzuweisen

nahe als frühere Zei en. Auch an der Hand der

Statistik könnte man zu der Ansicht kommen,
daß die Zahl der Geisteskranken im Zunehmen be¬

griffen ist. So wurden in Preußen (nach dem Reichs-

Anzeiger) von 1908 bis 1912 in sämtlichen Irren-

anNtalten des Staates an den verschiedenen geisti¬
gen Störungen behandelt 131855, 139838, 143075,
14 7 143 bzw. 149 258 Personen. Wir sehen also

eine nicht unerhebliche Steigerung der absoluten
Zahlen Aber auch auf je 100 000 Einwohner des

Staates umgerechnet, weisen die Zahlen eine

stetige Steigerung auf, sie betrugen in den ge¬

nannten fünf Jahren 338,1, 355flf 360,6 bzw. 361,4.
Aber so einfach liegen die Verhältnisse doch

nicht, daß man aus derartigen Zahlen schon ohne

weiteres auf ein Steigen der Geisteskrankheiten
schließen dürfe. In dem „Journal44 der „American
Medical Association44 weist Dr. Rosanoff darauf hin,
daß in den Vereinigten Staaten im Jahre lS8<i

nur 81,6 Patienten auf je 100000 Köpfe der H

völkerung in den Irrenanstalten vorhanden waren,
im Jahre 1910 dagegen 204,9. Aber andererseits

kann es keinem Zweifel unterliegen, daß in den

30 Jahren von 1880 bis 1910 die Sorge für die

Geisteskranken einen viel höheren Stand erreicht

hat, daß eine große Anzahl von Irrenanstalt* n

errichtet wurde, so daß auch weit mehr Kranke

ihnen überwiesen werden konnten. Der gesamte

soziale Zustand einer Bevölkerungsschicht wirkt

eben auch auf den Grad der Fürsorge für ihre

Geisteskranken mit ein, und deshalb ist es außer¬

ordentlich schwer, eine einigermaßen sichere Ant¬

wort auf die in der Überschrift gestellte Fräße
zu finden. In den verschiedenen Staaten der

Nordamerikanischen Union findet man die größten
Unterschiede. Oklahoma wies im Jahre 1910 auf

100000 Einwohner nur 67 Insassen von Irren¬

anstalten auf, Massachusetts dagegen 344,6, und

zwischen diesen Extremen zeigen sich alle mög¬
lichen Unterschiede bei den anderen Staaten. Dar¬

aus ist aber keineswegs in erster Linie zu folgern.
daß die Geisteskrankheiten z. B. in Massachusetts

verbreiteter sind, als in Oklahoma, sondern daß

in ersterem Staate viel mehr Sorgfalt auf ihre

Pflege verwandt wird. Auf folgendem Wege sucht

Rosanoff die in der Überschrift gestellte Frage
einwandfrei zu beantworten: Er teilt die Staaten

östlich des Mississippi in zwei große Gruppen,
eine nördliche und eine südliche, und findet nun,

daß in den Jahren 1880, 1890, 1904, 1910 die Zahlen

der in Anstalten untergebrachten Geisteskranken

auf je 100 000 Einwohner in den Nordstaaten be-

trugen: 104,9, 145,1, 230,7, 256,6, in den Südstaaten

dagegen: 48,8,79,7,117,5,132,3. In beiden Staaten

gruppen stiegen die Zahlen sehr erheblich, in

der nördlichen Gruppe waren sie aber stets weit

größer, als in der südlichen. Das legt an-

gesichts der größeren Wohlhabenheit und der

gesamten be*eren sozialen Lage und Fürsorge
in den nördlichen Staaten die Vermutung nahe,

daß dort auch für die Geisteskranken besser ge¬

sorgt werde. Diese Vermutung wird zur Gewiß

heit durch folgende Tatsache: In den zwei Jahren

vom 1. Juli 1908 bis 30 Juni 1910 wurden im Staat

Kalifornien von 100000 dort wohnenden aber in

den Nordstaaten geborenen Bürgern 147,3 in Irren

anstalten eingeliefert, von den aus den Südstaatenl

gebürtigen dagegen 166,7. In gleicher sozialer

Umwelt erwiesen sich also die Südstaaten, die

ihrem eigenen Gebiet weniger Geisteskranke auf

wiesen, als die Nordstaatler, diesen in bezug au

das Verfallen in Geisteskrankheiten unterleger
Die bessere Fürsorge in den Nordstaaten b

weist* also, trotz der oben angegebenen steigend
Zahlen, weit eher eine Abnahme als ein Wachst ui

der Geisteskrankheiten.

Auch für Preußen dürfte derselbe Schlu

berechtigt sein — ist doch hier die Zahl der Ar

stalten in den oben angeführten Jahren von 33*3

auf 370 gestiegen. Die preußischen Zahlen sin«

durchweg höher, als selbst die der amerikanische

Nordstaaten. Entsprechend den Ausführung«
Rosanoffs für Amerika dürfen wir daraus schließe

daß die Zahl der Geisteskranken in Preußen h

überhaupt in Deutschland keineswegs höher,

in Amerika, die Fürsorge für sie aber besser i

e
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Nach Br.

Frage: Ein hiesiger Bäckermeister hatte am

1. August 1915 ein Lehrmädchen für Geschäft und

Haushalt angenommen, aber nicht zu unserer

Kasse angemeldet Die Mutter des betreffenden

Mädchens schreibt uns, ihre Tochter sei am 5. Sep¬
tember 1915 erkrankt, am 8. September habe sie

dieselbe nach Magdeburg geholt und am 9. Sep¬
tember sei sie mit ihr zum Arzt gegangen; der

Arzt schreibt die Kranke wegen Bleichsucht und

Erschöpfung erwerbsunfähig. Da das Mädchen

hier erkrankte, durfte es doch nicht ohne weiteres

den Bezirk verlassen. Wir haben die Zahlung
abgelehnt, zudem die Erkrankte kein Mitglied
unserer Kasse war.

Antwort: Die Mitgliedschaft richtet sich nach

§ 439 RVO. Darnach scheint das Mädchen doch

Mitglied Ihrer Kaase geworden zu sein. Im

übngen haben Sie recht, daa Mädchen durfte nur

mit Ihrer Einwilligung den Kassenbezirk ver¬

lassen (vgl. Hahn, Handbuch der Krankenver¬

sicherung Anm. 10 zu § 182 RVO. S. 266). Wenn

Sie darnach auch nicht für Kosten anderer als

Ihrer Arzte, Apotheker und Krankenhäuser auf¬

zukommen brauchen, so würde dennoch ein An¬

spruch auf Krankengeld bestehen. Nach Glaub¬

haftmachung würden Sie den Betrag desselben

auf Gefahr und Kosten dem Mitglied per Post¬

anweisung zuzusenden haben (vgl.Hahn, wie oben).

Nach T.

Frage: Am hiesigen Orte besteht außer

unserer Kasse eine besondere Ortskrankenkasse

der Handwerksgesellen und Gehilfen. Durch

Schreiben wurde durch dieselbe der Rücker¬

stattungsanspruch für im Jahre 1913 geleistete
Unterstützungen für einen in Frage kommenden

Anstreicher, welcher als solcher unserer Kasse

hätte angehören müssen, gestellt Nach unserer

Ansicht aind wir hierzu nicht verpflichtet da die

Besondere Ortskrankenkasse der Handwerksge¬
sellen und Gehilfen gleich beim Beginn der Er¬

krankung denselben mit seinen Ansprüchen an

unsere Kaase hätte verweisen müssen. § 315 RVO.

kann insofern nicht Platz greifen, da sich der

Unterstützungsfall noch unter dem KVG. zuge¬

tragen hat

Wir bitten uns die dortige Ansicht mitzuteilen.

Antwort: Es trifft zu, daß die Anwendung
des § 315 RVO. nkht in Frage kommt Trotzdem

ist auch nach altem Recht der Erstattungsanspruch

zulässig. Vgl. § 224 RVO. Anm. 4, Hoffmann,
Komentar zur Krankenversicherungnach der RVO.

Nach G. (S.-A.)
Frage: 1. Inwieweit kann eine Krankenkasse

die Aufwendungan für eine uneheliche Wöchnerin

vom Schwängerer beiziehen ? Können außer dem

statutarischen Wochengeld auch die Kosten für

ärztliche Geburtshilfe und Entbmdungsgeld für

Hebammen von 3. Dezember 1914 zurückgefordert
werden ?

2. Sind die übrigen Ersatzansprüche der

Krankenkasse an dritte Personen (Versicherungs¬

träger ausgeschlossen) nach § 1542 der RVO. be¬

gründet?
Antwort: Zu 1. Die Kasse kann gemäß

§ 1542 RVO. vollen Ersatz für ihre Aufwendungen
beanspruchen, soweit nicht das Reich für diese

ersatzpflichtig ist. Ein Ersatzanspruch für Leistun¬

gen auf Grund der Bundesratsverordnung vom

3. Dezember 1914 erscheint im Hinblick auf § 1542

RVO. nicht gegeben, da es nach diesem Paragraphen
heißt: „Soweit nach diesem Gesetz" (nämlich der

PI ffir entatehende Aualagen einauaenden.)

RVO.). Würde vom Schwängerer Ersatz der

Kosten für Arzt und Hebamme gefordert werden,
so empfiehlt sich für diesen, die Sache durch

das Versicherungsamt entscheiden zu lassen.

Zu 2. Ja.

Nach Mg.
Frage: Kann bei Festsetzung von Ordnungs¬

strafen gegen Arbeitgeber wegen Verstoßes der

Meldevorschriften der gesamte Vorstand darüber

beschließen, oder ist der Vorsitzende befugt bezw.

kann er beauftragt werden, derartige Strafen im

Sinne der Satzungen festzusetzen. Im enteren

Falle würden die Unkosten, die durch Einberufung
und Sitzung dea gesamten Vorstandes entstehen, ii

keinem Verhältnis zur festgesetzten Strafe stehen

und die Kassen erheblich und unnötig belasten?

Antwort: Die Strafen verhängt nach (580
das Versicherungsamt. Diesem sind von dar
Kaase die Unterlagen bekanntzugeben. Der Ver*

stand kann also mit den Bestrafungen nicht be¬

helligt werden.

Nach Mz.

Frage: Kann die Wöchnerin nun Kränkelt.

Seid und Stillgeld zusammen beziehen; oder hat

ieselbe nur Anspruch auf Krankengeld, da nun

auch die übrigen Leistungen der Wochenhilfe

Pflichtaufgaben der Kassen sind? (§ 9 der Ver¬

ordnung über Wochenhilfe während dea Kriegen
vom 28. Januar 1915.)

Antwort: Neben Krankengeld braucht Still¬

geld nicht gewährt zu werden. Die rechtliche

Natur der Stillgelder ist die gleiche wie diejenige
des Wochengeldes. (Vgl. Hoffmann, Kommentar

zur Krankenversicherung, Anm. 4 zu § 200

Anm. 6 zu § 195 RVO.)

Nach Mch.

Frage: Ein Pflichtmitglied unserer

ist am 14. Juli d. J. als erwerbsunfähig krank ge¬
meldet. Das betreffende Mitglied hat vom 30. Ja¬

nuar bis 12. April d. J. von der Allg. OKK. in H.

für dieselbe Krankheit bereits Krankengeld be¬

zogen. Können dem Erkrankten nach § 188 RVO.

bei unserer Kasse die in H. bereits bezogenen
10 Wochen Krankengeld zu den zu gewährenden
26 Wochen hintereinander oder insgesamt (wie ea

in § 188 RVO. heißt) in Anrechnung gebracht
werden?

Antwort: Die Anrechnung ist an sich zu¬

lässig, da es in § 188 RVO. heißt: auf Grund 4er

Reich-Versicherung bezogen haben. Voraussetzung
ist natürlich Aufnahme einer entsprechenden Be¬

stimmung in die Satzung. Im übrigen kommt ee

bei der Anrechnimg auch auf den Krankheitsfall

selbst an. Hierüber vermissen wir nähere An¬

gaben von Ihnen.

Nach Seh.

Frage: Die Berufsgenossenschaft hat einen

Verunglückten in der 12. Woche in der Heilanstalt

für Unfallverletzte untergebracht Derselbe iat

dort 7 Tage behandelt worden. Wieviel steht der

Berufsgenossenschaft an Ersatz zu? Der Mann

hatte bei 5 Mk. Grundlohn 2,50 Mk. Krankengeld
pro Tag zu bekommen. Ich habe die Erstattungs¬
kosten nach §§ 1503 und 1513 RVO. zusammen¬

gestellt:
Krankengeld für 7 Tage ä 2,50 Mk. 17,50 Mk.

Krankenpflege für 7 Tage (V* des

Grundlohns) ä 1,87 Mk 13,13 n

Unfallzuschuß für 7 Tage ä 83«/t Pf. 5,84 m

Ist das richtig?
Zusammen 36,47 Mk.

Antwort: Die Berechnung ist richtig.
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